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Vorwort 
 

Auf die nächsten fünf Jahre kommt es an. 

Fünf Jahre, ein kurzer Zeitraum, in dem viel bewegt werden muss und wir viel erreichen 
wollen! 

Fünf Jahre, in denen wir uns weiter mit den drängenden Themen unserer Zeit 
beschäftigen wollen, werden und müssen. 

Fünf Themen, die sich an fünf Fingern abzählen lassen: Klimaschutz, Naturschutz, 
Demokratie Soziales und Schule. 

GRÜNE Inhalte und Themen rücken immer stärker in den Fokus - das ist für uns Ansporn 
und Auftrag zugleich. 

Die Corona-Krise zeigt, zu welcher Kraftanstrengung wir alle gemeinsam in der Lage sind, 
wenn wir von der Notwendigkeit einer Sache überzeugt sind. Sie zeigt uns auch, wie 
wichtig eine auf Fakten und wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende Politik in 
diesen Tagen ist. 

Wir GRÜNE wollen diese Tatkraft in den kommenden fünf Jahren für das große Ziel der 
Klimaneutralität, für einen echten Natur- und Umweltschutz, für bessere Schulen, für ein 
demokratisches und gutes soziales Gemeinwesen nutzen. 

Unsere politischen Ziele sind Ergebnis von langen intensiven Diskussionen im politischen 
Raum. Grundlage dafür sind einerseits wissenschaftliche Erkenntnisse und andererseits 
die demokratischen Werte unserer Gesellschaft.  

Uns ist es wichtig, breite Diskussionen mit den Bürgerinnen und Bürgern zu führen und 
wir wünschen uns ein Feedback von allen, die unser Programm lesen. Denn nur eine 
aktive Mitwirkung der Menschen in den Städten und Gemeinden unseres Landkreises 
bringt uns weiter! 

Bitte lesen Sie aufmerksam unser Wahlprogramm und verstehen Sie es als Angebot zur 
Mitarbeit. Sollten Ihnen unsere Vorstellungen gefallen, können Sie uns mit Ihrer Stimme 
am 14. März 2021 für die GRÜNEN unterstützen. 

Auf die nächsten fünf Jahre! 
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UMWELT 
Klimaschutz 
Ein Rekordsommer nach dem nächsten… Wir sind die erste Generation, die die Folgen der 
Klimaerhitzung spürt – und die letzte, die etwas dagegen tun kann. Die Lösungen sind 
vorhanden, sie müssen nur politisch umgesetzt werden. In Brüssel, in Berlin und 
Wiesbaden, aber auch im Landkreis Gießen.  

Um unserem Ziel der Klimaneutralität gerecht zu werden, wollen wir GRÜNEN einen 
Klimapakt mit den Bürger*innen und Hauseigentümer*innen, den Städten und 
Gemeinden, mit Unternehmen, und Verwaltungen schmieden. Denn die Energiewende, 
der Klimaschutz und die Klimaanpassung werden bei uns in den Städten und Stadtteilen, 
Gemeinden und Dörfern gemacht. Dort werden die Windkraftanlagen errichtet, Solar-
Anlagen montiert und Biomasseheizungen aufgebaut. Hauptziel des Klimapakts ist die 
Senkung des CO2 Ausstoßes beim Heizen und bei der Trinkwassererwärmung mit Heizöl, 
Gas und Fernwärme. Dieses Ziel erreichen wir nur gemeinsam.  

Wir wollen im Kreis den Grundstock dafür legen, dass wir bis 2030 zusätzlich zu dem, was 
das Land Hessen ohnehin einzusparen plant, weitere 1 Million Tonnen CO2 allein bei Gas, 
Heizöl und Fernwärme einsparen. Dafür wollen wir ein Förderprogramm des Landkreises 
Gießen auflegen, das Lücken bei der Förderung von Land und Bund schließt. 

Wir haben es in der Hand 

Klimawandel: Der Treibhauseffekt kann nicht geleugnet werden  

Die Natur bietet unerschöpfliche Quellen: In weniger als 30 Minuten strahlt die Sonne 
mehr Energie auf die Erde als die Menschheit in einem ganzen Jahr verbraucht. 

Unser Problem: Treibhausgase wie Methan (CH4) oder Kohlendioxid (CO2) fangen die 
Wärmestrahlen bei ihrem Weg zurück ins Weltall ab und schicken sie teilweise wieder 
zurück. Treibhausgase bilden eine Barriere. Je mehr zurückgestrahlt wird, desto schneller 
heizt sich der Kochtopf Erde auf. Ein Effekt, der menschengemacht ist und durch die 
Physik bewiesen wurde und nicht geleugnet werden kann. Kohle und Öl- fossile 
Brennstoffe- zerstören auf Dauer unsere Natur, erhitzen das Klima und gefährden damit 
unsere Lebensgrundlagen.  

Noch können wird diesen Treibhauseffekt aufhalten und die Durchschnittliche 
Erwärmung der Erde pro Jahr auf 1,5-Grad begrenzen (Pariser Klimaziel), indem wir 
Energie einsparen und effizient nutzen, vor allen Dingen jedoch die Verbrennung der 
fossilen Energieträger wie Kohle, Gas, Benzin und Diesel zurückdrängen und sie durch die 
erneuerbaren Energieträger wie Sonne, Wind und Biomasse ersetzen.  

Der Klimawandel bedroht gerade die Ärmsten in unserer Gesellschaft 

Das schlimmste Argument in der politischen Debatte ist die Behauptung, Klimaschutz 
wäre nur etwas für Reiche. Das Gegenteil ist der Fall, denn der Klimawandel bedroht mit 



 
4 

 

all seinen Facetten gerade die verwundbarsten und besonders benachteiligten Menschen, 
Alte und Kranke, Menschen, die dort leben, wo die Luftverschmutzung besonders stark ist 
oder in ungedämmten Häusern mit hohem Schimmelrisiko. Auch in Deutschland. Denn 
die Ernährungs- und Gesundheitssysteme werden einer unglaublichen Belastungsprobe 
unterzogen, wenn hitzebedingte Erkrankungen zunehmen oder Flächen für die 
Landwirtschaft unbrauchbar werden.   

Deutschland hat einen gewaltigen Fußabdruck  

Deutschland liegt im Vergleich der am meisten CO2-produzierenden Länder an sechster 
Stelle. Allein auf unser Land entfallen rund 800 Millionen Tonnen CO2. Wir haben auch 
heute noch einen doppelt so hohen CO2-Fußabdruck wie der weltweite Durchschnitt.  

Der Landkreis Gießen, der aus 18 zugehörigen Städten und Gemeinden besteht, hat mit 
all seinen privaten Haushalten, Kraftfahrzeugen, Industriebetrieben, Gewerbe- und 
Handelsbetrieben sowie den Dienstleistern nach der letzten Messung 2,6 Millionen 
Tonnen CO2 (2016) ausgestoßen. 2014 waren es noch 2,3 Millionen Tonnen CO2. Es geht 
also weiter nach oben statt nach unten.   

Wir haben noch 10 Jahre Zeit, um die CO2-Emissionen zu senken   

Unser Planet verträgt nur noch eine bestimmte Menge an Treibhausgasen. Dieses 
sogenannte CO2-Budget liegt je nach Schätzung bei 570 bis 770 Gigatonnen. Jährlich 
verbrauchen wir davon weltweit über 40 Gigatonnen – Tendenz steigend. Wir haben also 
nur noch wenige Jahre, die Wissenschaft spricht von 10 Jahren, um das Ruder 
herumzureißen. Wir wollen diese knappe Zeit nicht vertändeln, denn wir wollen 
klimaneutral werden. Wir GRÜNE wollen unseren Beitrag dazu leisten und Mensch und 
Natur vor Schaden bewahren und der Klimakrise entgegensteuern. 

Wir GRÜNE im Landkreis Gießen unterstützen die Forderung unserer Bundespartei. Sie 
möchte ein wirksames Klimagesetz, die Beschleunigung von Planungsprozessen, die 
effiziente Setzung von ökonomischen Anreizen, den Abbau von klimaschädlichen 
Subventionen und einen schnelleren Kohleausstieg auf den Weg bringen.  

Mit GRÜNER Energie zur Klimaneutralität 

Wir haben in den vergangenen Jahren beeindruckende Fortschritte gemacht, Grüne 
Energien zu nutzen. Schon heute gibt es Tage, an denen Deutschland fast seinen 
kompletten Strombedarf aus Sonne, Wind und Wasser deckt. Mit neuer Technik und der 
Hilfe all jener, die überall in Deutschland selbst saubere Energie erzeugen, auch bei uns 
im Landkreis Gießen. Diesen Weg wollen wir weitergehen und nicht nur die 
Stromversorgung, sondern auch die Wärmeversorgung dabei berücksichtigen  

Wer Wind sät, wird Strom ernten 

Um die Klimaziele doch noch zu erreichen, soll sich der Landkreis Gießen 

• über die Wirtschaftsförderung intensiv an der Akquise von Projekten für die 
Gewinnung erneuerbarer Energien beteiligen 
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• sich zugleich dafür einsetzen, dass für Bürgerenergieprojekte eine Klimarendite in 
Form einer feste Einspeisevergütung gezahlt wird 

• und die anliegenden Bürger*innen und Gemeinden an den Windenergieprojekten 
finanziell beteiligt werden. 

In einem breiten Beteiligungsprozess wurden hessenweit Vorrangflächen für 
Windenergieanlagen ausgewiesen. Im Landkreis Gießen gibt es vergleichsweise wenige 
Vorrangflächen, von 486 mittelhessischen Windmühlen werden nur 16 in unserem 
Landkreis betrieben (Frühjahr 2020). Mit 29,4 Megawatt liefern sie nur 3,3% der 
mittelhessischen Windernte. Drei Windenergieanlagen sind kurz vor der Inbetriebnahme 
und sechs weitere stehen noch im Genehmigungsverfahren.  

Trotzdem ist die Windkraft für den Klimaschutz in unserem Landkreis unverzichtbar. Dies 
zeigt sich an der Strommenge, die trotz Abschaltung bei Vogelzug oder Stillstand bei 
Windstille erzeugt wird: Unter hiesigen Bedingungen werden ca. 12 Millionen 
Kilowattstunden pro Jahr und Windkraftanlage der aktuell in den 
Genehmigungsverfahren befindlichen Bauart erzeugt. Eine große Freiflächen-
Solaranlage mit 10.700 einzelnen Modulen produziert lediglich eine Strommenge von 2,6 
Millionen Kilowattstunden. Mit den Windenergieanlagen, die im Landkreis noch möglich 
sind, können wenigstens 100 Millionen Kilowattstunden produziert werden. Ein solches 
Potenzial hat keine andere Form der Erzeugung erneuerbarer Energien. 

Strom aus der Sonne 

Mit Photovoltaik, also der Erzeugung von Strom durch Sonnenlicht, kann günstig und 
sauber Strom erzeugt werden. Könnte – denn in Wirklichkeit hat die Berliner Große 
Koalition aus SPD und CDU den bürokratischen Aufwand bis ins Unermessliche gesteigert. 
Für eine kleine Photovoltaik-Anlage auf dem Dach des Einfamilienhauses, aber auch für 
die Stromlieferung an Dritte oder den Mieterstrom existieren mittlerweile kaum mehr zu 
verstehende steuerrechtliche Regelungen und Antrags- und Anmeldeverfahren. Doch wir 
brauchen einen schnellen Ausbau der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien. Wer 
auf batteriebetriebene Elektromobilität, auf Wasserstofftechnologie, auf Lüftungsanlagen 
mit Wärmerückgewinnung und weitere Technologien setzen will, muss zudem zusätzliche 
Strombedarfe decken.  

Wir GRÜNE wollen, dass der Landkreis Bürger*innen und Hauseigentümer*innen durch 
den Bürokratie-Dschungel führt und dass Speicher und Photovoltaik, die Bestandteil eines 
Wärmekonzepts sind, mit einem Klimageld gefördert werden. 

Wir im Landkreis wollen mehr und haben uns Sonderziele gesetzt 

Bis 2030, so die Beschlüsse des Gießener Kreistags aus 2011, soll der Strom- und 
Wärmebedarf zu 100 % aus Erneuerbaren Energien gedeckt werden. 2016 lag der Anteil 
der erneuerbaren Energien am Wärme- und Strombedarf bei etwa 11%.  

Für die nicht-sanierten kreiseigenen Gebäude wurde sich zudem das Ziel gesetzt, den 
Energieverbrauch bis 2030 um 30% zu senken.  
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Doch noch liegt der Ausstoß an dem klimaschädlichen Treibhausgasen allein aus der 
Beheizung bei über 5.700 Tonnen CO2 und für Strom bei rund 2.400 Tonnen CO2. Wir 
sind also noch weit von der Klimaneutralität entfernt.  

Wir wollen in der nächsten Wahlperiode den Aufbau von weiteren wichtigen 
Nahwärmeinseln fördern.  Somit können wir einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die 
aktuell jährlich ca. 675 Tonnen CO2 welche in die Atmosphäre gelangen deutlich zu 
reduzieren. 

Mehr als Hoffnungsschimmer: Durch den Einbau von Pelletheizungen in Hungen, 
Obbornhofen, in Gießen, in Holzheim und in Krofdorf, konnten rund 350 Tonnen CO2 
eingespart werden, das entspricht etwa 6% des gesamten von den kreiseigenen Gebäuden 
verursachten Ausstoßes von Treibhausgasen aus Wärme. An vier Schulen haben wir 
bereits Blockheizkraftwerke errichtet, die nicht nur Wärme, sondern auch Strom 
produzieren. Weitere nicht zu beziffernde CO2-Einsparungen konnten durch die 
Errichtung von zehn neuen bzw. (Ersatz)Gebäuden in Passivhausstandard und die 
Sanierung acht älterer Gebäude auf einen ähnlichen Standard erreicht werden. Weitere 
fünf Passivhausgebäude sind in Planung. Weiterhin wurde der Bau von 
Photovoltaikanlagen auf Schuldächern wiederaufgenommen, in diesem Jahr mit fünf 
neuen Dachanlagen. 

Dennoch liegt noch viel vor uns. Weil die CO2-Emissionen gestiegen sind und uns droht, 
dass wir unsere Sonderziele nicht erreichen, müssen wir unsere Anstrengungen 
verstärken. In der kommenden Wahlperiode müssen dafür die Weichen gestellt werden.  

Mit Klimageld bessere Wärme fördern 

Herzstück unserer regionalen Klimapolitik wird das Klimageld für klimafreundliche 
Wärme. Eine Kilowattstunde aus Windkraft oder Photovoltaik verdrängt bzw. spart etwa 
½ kg CO2, während bei der Produktion von Wärme aus Biomasse für unsere Häuser, 
Fabriken, Schule, Kindergärten oder Verwaltungsgebäude nur etwa ¼ kg CO2 je 
Kilowattstunde eingespart wird. Die Fakten zeigen: Es reicht nicht aus, nur Heizungen 
auszuwechseln, sondern wir müssen mit einer Vielfalt an Maßnahmen von der 
hocheffizienten Heiztechnik bis hin zur Wärmedämmung Treibhausgase einsparen. 
Nirgendwo sonst ist die Kombination aus Erneuerbarer Energie, Energieeinsparung und 
Energieeffizienz so wichtig. 

Bei der Erreichung unserer Klimaziele im Sektor Wärme sind wir zwar nicht auf uns allein 
gestellt, denn das Land Hessen unterstützt uns vielfältig. Weil jedoch der Landkreis 
Gießen die Klimaneutralität im Sektor Wärme 20 Jahre früher umsetzen will als Bund und 
Land, müssen wir noch zusätzliche Anstrengungen erbringen.  

Der Landkreis hat noch ein CO2-Budget von rund 25 Millionen Tonnen. Wird dieses 
Budget überschritten, sind die Klimaziele nicht mehr zu erreichen. Um wertvolle Zeit zu 
gewinnen, will das Land Hessen von diesen 25 Millionen Tonnen CO2 bis 2030 rund 4 
Millionen Tonnen einsparen und damit 55% unter der Emission von 1990 bleiben.  
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Um das Sonderziel des Landkreises zu erreichen, müssen bis 2030 zusätzlich rund 5,3 
Millionen Tonnen eingespart werden, davon entfallen rund 3 Millionen Tonnen CO2 auf 
den Sektor Strom und rund 2,3 Millionen CO2 auf den Sektor Wärme (Gas, Heizöl und 
Fernwärme). Mit dieser spürbaren Reduktion der Emissionen gewinnen wir wertvolle Zeit.  

Mit dem Klimageld wollen wir einen Förderschwerpunkt auf die Ein- und 
Zweifamilienhäuser und Wohngebäude mit bis zu vier Wohnungen legen und in den 
kommenden 10 Jahren die Grundlage für die Einsparung von rund 1 Million Tonnen CO2 
bei Gas, Heizöl und Fernwärme erreichen, denn hier sind lokal die größtmöglichen 
zusätzlichen Effekte zu erreichen.  

Im Landkreis Gießen wurden bis heute fast 54.000 Ein- und Zweifamilienhäuser mit einer 
Wohnfläche von fast 8,5 Millionen Quadratmeter errichtet. Etwa die Hälfte dieser 
Wohnfläche wurde in den Jahren zwischen 1950 und 1989 geschaffen.  

Viele dieser Häuser sind nur gering modernisiert. Legen wir durchschnittliche 
Verbrauchswerte zugrunde, emittiert dieser Hausbestand weit über 400.000 Tonnen CO2 
pro Jahr.  

Die Erfahrungen und die niedrige Modernisierungsquote bei Ein- und 
Zweifamilienhäusern zeigen, dass die Hürden zur Durchführung eines 
Heizungsaustauschs, einer Dach- oder Fassadendämmung für die kleinen 
Hausbesitzer*innen riesig sind. Oft scheitert die Finanzierung am Alter der 
Hausbesitzer*innen oder schlicht an der Bürokratie.  

Hier im Landkreis Gießen wollen wir mit einem technologieoffenen und unbürokratischen 
Klimageld vorrangig die kleinen Hausbesitzer*innen von Ein- und Zweifamilienhäusern 
fördern. Gefördert werden soll jegliche Energieeinsparung und jegliche Umstellung von 
Heizungs- und Trinkwassererwärmungsanlagen. 

Maßstab ist aber nicht die Höhe der Kosten eines Aus- oder Einbaus. Maßstab ist die 
eingesparte Tonne CO2. So wird garantiert, dass die klimafreundlichste Lösung die 
höchste Förderung beanspruchen kann. 

Das Klimageld soll 25 Euro je eingesparte Tonne CO2 betragen und auf die Dauer des 
wirtschaftlichen Betriebs berechnet werden.  

Beispiel: Durch den Einbau einer Pelletheizung spart ein gering modernisiertes 
Einfamilienhaus (110 m², Baujahr 1969 bis 1978) etwa 7 Tonnen CO2 pro Jahr: Bei einer 
wirtschaftlichen Betriebsdauer von 15 Jahren kommt die Pelletheizung auf eine 
Gesamtreduktion von 105 Tonnen CO2. Bei einem Preis von 25 Euro je Tonne CO2 liegt 
die Förderung der Pelletheizung bei 3.675 Euro. 

Damit wir mit dem Klimageld einen spürbaren Effekt erzielen, wollen wir jährlich mit 5 
Millionen Euro die kleinen Hausbesitzer*Innen fördern. 
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Energieeinsparung und Effizienz durch Beratung  

Die Strompreise je Kilowattstunde für die privaten Haushalte sind seit 2010 von 
durchschnittlich 23,75 auf 30,20 Cent gestiegen, während die für Industrie nur um 4 Cent 
auf 13 Cent erhöht wurden. Der Stromverbrauch der privaten Haushalte ist aber im 
gleichen Zeitraum um 9,7% gesunken. Dies ist einerseits ein großer Erfolg der 
gesetzlichen Anforderungen an die Qualität von Elektrogeräten, aber auch ein Erfolg der 
Beratungsarbeit der Klimamanager*innen, Energiesparbeauftragten und 
Verbraucherschützer*innen. 

Es zeigt sich: Die Strategie, durch Energieeinsparung und Effizienz die Kostenentwicklung 
beim Strom aufzufangen, hat funktioniert.   

Weil mit dem Netzausbau und dem weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien die 
Strompreise auch zukünftig unter Druck geraten, muss die Beratung der Bürger*innen, 
insbesondere der Haushalte mit geringem Einkommen verstärkt werden. 

Klimabonus für Arbeitssuchende und Rentner*innen  

Wer ein niedriges Einkommen hat, arbeitslos ist oder Altersgrundsicherung erhält und auf 
Mietkostenzuschüsse des Landkreises angewiesen ist, dem wird auf Initiative der 
GRÜNEN seit drei Jahren ein Klimabonus von bis zu 80 Cent pro Quadratmeter zur 
Kaltmiete ausgezahlt. Voraussetzung ist, dass das Mietshaus einen hohen energetischen 
Standard einhält. So wird sichergestellt, dass niemand nach einer energetischen 
Modernisierung und der Mieterhöhung ausziehen muss, denn der Klimabonus entspricht 
der Energieeinsparung.   

Wirtschaftsförderung und Klimaschutz 

Wir GRÜNE wollen die Wirtschaftsförderung in die Umsetzung der Klimaziele einbinden 
und Hauseigentümer*innen und Unternehmen bei der Beantragung von Fördermitteln zur 
Seite stehen. Das Land Hessen stellt allein im Wohnungsbau 2,2 Milliarden Euro zur 
Verfügung, die darauf warten, abgerufen zu werden.  

Soziale Wohnungsbau und Strukturförderung soll sich stärker im 

Klimaschutz engagieren 

Die SWS, die „Soziale Wohnungsbau und Strukturförderung im Landkreis Gießen GmbH“, 
ist eine der wichtigsten Initiativen des Landkreises für den Wohnungsmarkt. Gemeinsam 
mit den Städten und Gemeinden soll preiswerter Wohnraum geschaffen werden. Das 
Augenmerk lag jedoch bisher nur auf dem Neu- und Umbau und auf preiswerten Mieten. 
Die hessische Landesregierung hat diese Projekte unterstützt. Das von den GRÜNEN 
geleitete Wirtschaftsministerium stellt bis 2024 insgesamt 2,2 Milliarden Euro für die 
Förderung von Neubau und für energetische Modernisierungsmaßnahmen zur Verfügung. 
Soviel Geld wie noch nie fließt in den Wohnungsmarkt und den Klimaschutz. Wir wollen 
die Ziele der SWS erweitern. Die Förderung über die SWS GmbH soll zu 50% an günstige 
Mieten und zu 50% an den Klimaschutz gekoppelt werden. 
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Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe  
Für mehr Demokratie und Transparenz im Zweckverband Oberhessische 

Versorgungsbetriebe (ZOV) 

Dem ZOV gehören die drei Landkreise Wetterau (51,7%), Vogelsberg (32,1%) und Gießen 
(16,2%) an. Die Aufgabe des Verbandes ist es die Bevölkerung mit Energie und Wasser zu 
versorgen sowie den öffentlichen Personennahverkehr durchzuführen. Hierzu bedient er 
sich der Oberhessische Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mit beschränkter Haftung 
und der Oberhessischen Versorgungsbetriebe Aktiengesellschaft.  Als Unternehmen in 
öffentlicher Hand ist der ZOV dem Gemeinwohl verpflichtet. Seine Tätigkeit kommt den 
Bürgerinnen und Bürgern zugute, seine Gewinne werden an die drei Landkreise 
ausgezahlt. Im Landkreis Gießen dienen sie vollständig der Finanzierung des öffentlichen 
Nahverkehrs. 

Wir GRÜNE leiten daraus den Anspruch einer sorgsamen, verlässlichen, nachhaltigen und 
transparenten Unternehmensführung ab. In der Vergangenheit haben wir innerhalb des 
ZOV diesen Anspruch vermisst. Deshalb wollen wir ihn zu einem modernen Unternehmen 
entwickeln, das sich insbesondere den Herausforderungen unserer Zeit, Klimawandel und 
Energiewende, stellt. Wir wollen die Entscheidungsstrukturen hin zu mehr Transparenz 
und Demokratie reformieren.  

Der ZOV hat ein Parlament, die Zweckverbandsversammlung, in die die drei Kreise 
Vertreter*innen entsenden. Die wirtschaftlichen Aktivitäten des ZOV sind in zahlreichen 
Untergesellschaften organisiert, die ein Firmengeflecht bilden. Auch in diesen 
Untergesellschaften sind gewählte Vertreter*innen der Parteien als Aufsichtsräte 
vertreten. 

Für uns ist es selbstverständlich, dass das Verhältnis der Sitze in den zu besetzenden 
Gremien, der Verteilung der Parteien in der Verbandsversammlung entspricht. Um 
zukünftige Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, hat das Verwaltungsgericht in Gießen 
Hinweise gegeben die bislang praktizierte Art und Weise der Bestimmung von 
Aufsichtsratsmitgliedern vor dem Hintergrund eines möglichen Gebots der 
repräsentativen Abbildung der Mehrheitsverhältnisse zu überdenken. Zudem soll der 
Verbandsvorstand darauf hinwirken, dass die Aufsichtsräte des Zweckverbands möglichst 
paritätisch durch Frauen und Männer besetzt werden. Die GRÜNEN werden in der neuen 
Wahlperiode auf die Umsetzung dieser Hinweise drängen. Für die Durchsetzung halten 
wir uns den Rechtsweg explizit offen. 

Weiterhin wollen wir, dass die Verbandsvorstandsposten nach Fachkompetenz besetzt 
werden. Nur so kann aus unserer Sicht zum Wohl der Bürger*innen aus dem 
Verbandsgebiet gewirtschaftet werden.  

Einzelne Mitglieder der Geschäftsführung sowie der Aufsichts- und Beratungsgremien 
sollen verpflichtet werden, die ihnen gewährten Bezüge jährlich mitzuteilen und ihrer 
Veröffentlichung im Beteiligungsbericht unter Namensnennung zuzustimmen, sofern 
dem kein zwingender Rechtsgrund entgegensteht. In dem Bericht sollen auch für den Fall 
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des Ausscheidens aus dem Gesellschaftsorgan zugesagte Leistungen und sonstige 
geldwerte Vorteile aufgeführt werden. 

Die Gehaltsstrukturen in kommunalen Unternehmen dürfen sich generell nicht an der 
Privatwirtschaft orientieren, sondern müssen berücksichtigen, dass es sich faktisch um 
öffentlichen Dienst mit öffentlicher Finanzierung handelt. 

Die Zahl der Sitze in den Aufsichtsräten kann ebenfalls an manchen Stellen reduziert 
werden, ohne eine korrekte Abbildung der Mehrheitsverhältnisse zu gefährden.                                                           

Mehr GRÜNE Energiepolitik im ZOV 

Nationale und europäische Klimaziele lassen sich nur erreichen, wenn die Akteure vor Ort 
mitziehen. Wir GRÜNEN verlangen daher vom ZOV stärkere Anstrengungen bei der 
Einsparung und effizienten Nutzung von Energie sowie der Produktion erneuerbarer 
Energie.  

Der Anteil erneuerbarer Energien an der Nettostromerzeugung in Deutschland betrug 
2019 46,2 Prozent. 2022 erfolgt der Ausstieg aus der Atomkraft, spätestens 2038 der aus 
der Kohle. Wenn der von der OVAG verkaufte Strom spätestens 2050 zu 100 % aus 
erneuerbaren Quellen stammen soll, dann muss der Anteil in den kommenden Jahren 
stetig erhöht werden.  

Wir wollen einen Plan mit ehrgeizigen Schritten, damit dieses Ziel erreichbar wird. 

Das Engagement des ZOV genügt uns hier nicht, obwohl anzuerkennen ist, dass die 
Rahmenbedingungen schwierig sind. Es braucht mehr Mut zur Flexibilisierung der 
Geschäftspolitik und in der Entwicklung neuer Geschäftsfelder. 

Wir wollen mehr Aktivität im Wärmemarkt, z.B. beim Betrieb von Nahwärmenetzen in 
Verbindung mit regenerativer Energie.  

Wir wollen mehr Engagement bei der Verbreitung der E-Mobilität. Nach wie vor ist unser 
Ziel, dass im Liefergebiet der OVAG ein engmaschiges Stromtankstellennetz ausgebaut 
wird. Mit der Umstellung der eigenen Flotte der OVAG inklusive der Fahrzeuge der 
Vorstände wollen wir die Wende hin zu tendenziell nicht-fossilen Antriebsformen 
unterstreichen. Die Zusammenarbeit mit Carsharing-Anbietern soll ins Auge gefasst 
werden. Zudem ließe sich im ländlichen Raum des OVAG-Liefergebiets mit seiner hohen 
Eigenheimquote die Eigenerzeugung von Strom und dessen Speicherung perfekt mit der 
Nutzung von Elektroautos kombinieren. 

Der Ausbau der Windkraft an Land ist quasi zum Erliegen gekommen. Wir fordern, um 
Bürger*innen mitzunehmen und Akzeptanz zu fördern, mehr Beteiligung vor Ort. Als 
kommunales Unternehmen mit lokalem Bezug ist die OVAG für solche Modelle 
prädestiniert. Sie kann engagierte Akteure auf kommunaler Ebene für die dezentrale 
Energiewende zusammenbringen und mit attraktiven Beteiligungen Genossenschaften, 
aber auch Kommunen am Investment wie am wirtschaftlichen Gewinn beteiligen.  
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Die Energiewende ist ein dynamischer Prozess. Wir wollen, dass sich der ZOV an der Suche 
nach innovativen, klimaschützenden und ertragssichernden Zukunftsmodellen beteiligt. 
Deshalb soll die OVAG in Forschung investieren.  

Die Förderung der Eigenerzeugung von Solarstrom incl. Hausspeicherung kann durch die 
OVAG initiiert und so der Energiewende vor Ort ein deutlicher Schub gegeben werden. 
Hierzu gehört auch das Angebot an Betreiber*innen von Altanlagen, die aus der EEG-
Förderung fallen, zu fairen Preisen künftig den erzeugten Ökostrom abzunehmen. 

Die naturverträglichste Energie ist die, die nicht verbraucht wird. Deshalb wollen wir 
GRÜNE, dass Energieberatung und -effizienz einen hohen Stellenwert in den 
Geschäftsfeldern der OVAG einnimmt. Steigende Energiekosten werden die kommunalen 
Haushalte in Zukunft belasten.  

Um den Willen zur Erfüllung der Klimaschutzziele zu unterstreichen, wollen wir 
außerdem ein eigenes Klimaschutzkonzept für den ZOV-Konzern erstellen lassen und in 
die Umsetzung einsteigen. 

 

Naturschutz   
Drei trockene, heiße Sommer nacheinander, Stürme, Starkregen: Unsere Natur steht unter 
Stress. Umso wichtiger ist es, ihrem Schutz mehr Gewicht zu verleihen.  Naturschutz 
bedeutet, Natur und Landschaft als Lebensgrundlagen des Menschen zu erhalten. Der 
Erhalt der Biodiversität ist für uns Menschen genauso wichtig wie der Klimaschutz. 

Im Rahmen seiner Möglichkeiten muss der Landkreis dazu beitragen, dass die 
Artenvielfalt stärker gefördert wird. 

Diese Arbeit wäre ohne die Naturschutzverbände nicht möglich. Sie unterstützen über 
den Naturschutzbeirat die Arbeit der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) und leisten in 
den Kommunen wertvolle Arbeit.  

In den letzten Jahren hatte die Naturschutzarbeit des GRÜNEN Dezernats mehrere 
Schwerpunkte, die wir konsequent weiterverfolgen werden: 

Streuobstwiesen 

Streuobstwiesen weisen eine hohe Biodiversität auf. Sie sind Lebensraum zahlreicher 
Insekten und Vögel. Dort leben Grünspecht, Wendehals, Gartenrotschwänzchen und 
Wiedehopf und viele andere mehr. Sie dienen im Frühjahr als Bienenweide und alte 
Hochstämme beherbergen in ihren Höhlen Fledermäuse. Aber auch die Wiesen weisen 
zahlreiche seltene Pflanzenarten auf. Ihre bunte Blütenvielfalt ist die Grundlage für 
zahlreiche Insekten und viele Menschen finden dort die Blumenwiesen ihrer Kindheit 
wieder.  

Nachdem die Zählung der Streuobstbäume im Kreis Gießen einen starken Rückgang und 
eine zunehmende Überalterung zeigte, hat die Untere Naturschutzbehörde ein 
Förderprogramm zur Neupflanzung von Streuobstbäumen aufgelegt. Auch Erstschnitte 
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werden gefördert. So haben wir über 1000 neue Streuobstbäume im Landkreis in die Erde 
gepflanzt. 

Wir haben das Streuobstgebiet „Annawiese“ in Fernwald mit anderen vor einer Bebauung 
bewahrt und erreicht, dass das Gebiet als Geschützter Landschaftsbestandteil (GLB) 
großzügig erweitert und damit geschützt wird. 

Gemeinsam mit der Landschaftspflegevereinigung e.V. (LPV) haben wir das 
Streuobstgebiet „Hohl“ (ebenfalls ein GLB) in Reiskirchen überarbeitet. Hierbei haben wir 
mit den Besitzern zusammen viele neue Bäume gepflanzt und alte aufgefrischt. Dasselbe 
haben wir im Streuobstgebiet von Grüningen durchgeführt. In beiden Fällen arbeitete die 
LPV im Auftrag des Landkreises und holte dafür Fördermittel von rund 100.000 Euro über 
ein Programm des Bundes in den Landkreis. 

Wir wollen diese Arbeit fortsetzen. Der neue 5-Jahres-Vertrag des Kreises mit der LPV 
enthält wieder den Auftrag, im Streuobst intensiv tätig zu werden und nach Möglichkeit 
ein Obstvermarktungsprogramm zu entwickeln. 

An den Schulen des Landkreises werden bei Neupflanzungen immer auch Hochstamm-
Apfelbäume gepflanzt, um die pädagogische Arbeit zum Thema zu ermöglichen. 
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Landschaftspflegevereinigung Gießen e.V. (LPV) 

Die LPV hat sowohl für die Landschaftspflege und den Naturschutz, als auch für die 
Förderung der Landwirt*innen sowie vieler Vereine im Kreis eine wichtige Bedeutung.  

Wichtigstes Merkmal ist die drittelparitätische Organisation (Kommunen, Landwirte & 
Naturschutz).  

Durch die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen wurden viele althergebrachte 
Vorbehalte gegeneinander vermindert. Das gemeinschaftliche, konstruktive 
Zusammenarbeiten bringt für alle Seiten eine „Win-Win-Situation“. 

Die LPV, die mehr als 100 naturschutzfachlich hochwertige Projekte im Landkreis Gießen 
betreut, setzt abgestimmte Maßnahmen mit einem einzigartigen Konzept um. Für die 
Arbeiten werden fast ausschließlich örtliche Landwirte, Vereine und Personen 
herangezogen. Hierdurch können die finanziellen Belastungen für Kommunen und den 
Landkreis als Träger der Maßnahmen minimiert werden und das Geld kommt den 
Ortsansässigen zu Gute (jährlich mehrere 100.000 Euro). Auch wird durch dieses Vorgehen 
eine Maßnahme präsenter, nachvollziehbarer und nachhaltiger im Denken der Bevölkerung 
verankert. 

Die Mitgliedsgemeinden werden bei allen fachlichen Fragen zu Naturschutz und 
Landschaftspflege im Rahmen von Bauleitplanungen, Erstellung von Landschaftsplänen und 
in hohem Maße bei der Entwicklung, Herstellung und Verwaltung von Ökokonten beraten. 
So können sinnvolle Maßnahmen entstehen und vor allem langfristig erhalten werden. 

Wir wollen eine starke und dauerhafte Förderung der Landschaftspflegevereinigung Gießen 
e.V. (LPV).  

Der Vertrag des Landkreises mit der LPV konnte in diesem Jahr dauerhaft um 10.000 Euro 
aufgestockt werden. Damit stehen jährlich 25.000 Euro für Maßnahmen im Auftrag des 
Landkreises zur Verfügung. 

Das Land Hessen steigt nun ebenfalls stark in die Förderung der LPVen ein. So werden 
Maßnahmen in Gießen im Umfang bis zu 220.000 Euro in diesem und im kommenden Jahr 
vom GRÜNEN Umweltministerium bezuschusst. Durch die gute Zusammenarbeit der LPV mit 
dem GRÜNEN Dezernat wird es möglich, an dieser Stelle hohe Synergien zu erschließen. Die 
LPV wird mit den Mitteln zum einen wichtigen Beitrag zum Auenprojekt des Landkreises 
leisten und zum anderen das Streuobstgebiet „Kaltenrain“ bei Hungen-Steinheim 
überarbeiten, um dort neben den Bäumen vor allem die wertvollen Flachlandmähwiesen in 
einen besseren Erhaltungszustand zu bringen. 
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Auen und Wiesen 

Auen sind die Hotspots der Biodiversität. Wasser ist auch in diesem Fall „Leben“. 

Gemeinsam mit den Landkreisen Wetterau und Main-Kinzig hat der Landkreis Gießen 
begonnen, ein groß angelegtes Projekt im Auenschutz umzusetzen. Beim „Auenverbund 
Wetterau“, dem wichtigsten Schutzgebiet in unserer Region, besteht das Problem, dass er 
nur dann erhalten werden kann, wenn die Landnutzung entsprechend erfolgt. Aber für 
immer weniger Landwirte ist die Bewirtschaftung dieser Wiesen attraktiv. Das muss sich 
ändern, wenn dieses wunderbare Vogelschutzgebiet bleiben soll, was es ist. Dazu müssen 
Möglichkeiten entwickelt werden, die Einkommen der Landwirte bei naturgemäßer 
Bewirtschaftung zu verbessern. Außerdem streben wir im Kreis Gießen die Ausweitung 
des Gebietes auf die Oberläufe von Horloff und Wetter an. 

Neben der intensiven Arbeit an einer Projektskizze, um in ein großes Förderprogramm zu 
kommen, wurden im Landkreis Gießen gemeinsam mit der LPV erste Schritte umgesetzt. 
Die Wiesen an den Oberläufen von Wetter und Horloff im FFH-Gebiet (Fauna-Flora-
Habitat) „Laubacher Wald“ wurden nach dem Hessischen Lebensraum und Biotop-
Standard (HLBK) kartiert, um eine Arbeitsgrundlage zu erhalten. Denn für die Wiesen, die 
teilweise sehr wertvolle Standorte darstellen, existiert bisher kein 
Maßnahmenprogramm, obwohl sie im FFH-Gebiet liegen. Wir wollen im kommenden Jahr 
über die LPV die Landnutzer ansprechen, um ihnen Möglichkeiten aufzuzeigen, die 
Wiesen, die in gutem Zustand sind, zu erhalten und die Flächen, die einen schlechtem 
Erhaltungszustand haben, wiederherzustellen. Außerdem sollen verbuschte Flächen 
wieder in Wiesen umgewandelt werden. Dazu hat die LPV diese Wiesen in ihr Arbeits- 
und Maßnahmenprogramm aufgenommen. 

FFH-Gebiete sind spezielle europäische Schutzgebiete in Natur- und Landschaftsschutz, 
die nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie ausgewiesen wurden und dem Schutz von 
Pflanzen (Flora), Tieren (Fauna) und Lebensraumtypen (Habitaten) dienen, die in mehreren 
Anhängen zur FFH-Richtlinie aufgelistet sind. FFH-Gebiete sind ein Teil des Natura-2000-
Netzwerkes. 

Ausgleichsmaßnahmen 

Wenn Bau- oder Gewerbegebiete in den Kommunen ausgewiesen werden, werden 
gleichzeitig Ausgleichsmaßnahmen für die Eingriffe in Natur und Landschaft festgelegt. 
Leider haben viele Städte und Gemeinden des Landkreises sehr viele dieser 
Ausgleichsmaßnahmen niemals umgesetzt. Die UNB hat dieses Thema aufgenommen. Da 
sie leider gesetzlich keine direkte Möglichkeit hat einzugreifen, wurden die Kommunen 
über die Folgen eines solchen Fehlverhaltens intensiv informiert (Bebauungspläne sind 
schwebend unwirksam). Weiterhin wurde angeboten, Verträge zwischen Landkreis und 
Kommunen zu schließen, in denen sich die Gemeinden verpflichten, innerhalb von 5-6 
Jahren die Defizite durch genau benannte neue Maßnahmen abzuarbeiten. Die 
Kommunen haben darauf reagiert und begonnen, mit Hilfe der LPV (6 
Mitgliedsgemeinden) bzw. eines Planungsbüros (1 Gemeinde) ihre Altbebauungspläne 
aufzuarbeiten. Das ist ein langwieriges Unterfangen, da in jeder Gemeinde 50-100 
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Bebauungspläne zu überprüfen sind. In Biebertal wurde der erste Vertrag geschlossen, 
mittlerweile ist fast alles abgearbeitet; in Laubach läuft der Vertrag seit 2 Jahren, 
Allendorf hat den Vertrag gerade beschlossen, eine weitere Gemeinde steht kurz vor dem 
Abschluss. Diese Arbeit wollen wir in den nächsten Jahren unbedingt fortsetzen, denn 
hier gibt es die Möglichkeit, viele weitere Naturschutzmaßnahmen umzusetzen. 

Biodiversität 

Der Verlust an Biodiversität ist neben dem Klimawandel das größte Problem der 
Menschheit. Auch im Landkreis Gießen gehen ständig Arten für immer verloren. Als 
Beispiel seien die Laubacher Wiesen genannt. Sie wurden Ende des 19. Jahrhunderts 
kartiert. Seitdem sind 85% der Pflanzenarten verloren gegangen. 

Um Maßnahmen zum Schutz der Biodiversität umzusetzen, stellt der Landkreis auf 
Initiative der GRÜNEN seit letztem Jahr jährlich 15.000 Euro zur Verfügung. Das ist nicht 
viel und sollte deutlich mehr werden. Hier stellen wir uns zukünftig 100.000 Euro jährlich 
vor. 

Weiterhin hat der Landkreis Gießen im Rahmen der Biodiversitätsstrategie des Landes 
Hessen eine Arbeitsgruppe zum Schutz der Feldwege und Wegraine initiiert. Diese AG hat 
eine Musterfeldwegesatzung erarbeitet, die mittlerweile in vielen Kommunen als Vorlage 
genutzt wird. Hier muss weitergearbeitet und in den Kommunen Bewusstsein für die 
Wichtigkeit dieser Strukturen geschaffen werden. 

Das Land Hessen hat das „Feldflurprojekt“ gestartet, um bedrohte Arten, die im Offenland, 
eben in der „Feldflur“, heimisch sind, zu erhalten. Denn diese Arten, wie der Feldhamster, 
das Rebhuhn, die Feldlerche und der Feldschwirl sind akut gefährdet. Ein Teil dieses 
Projekts befindet sich im Landkreis im Bereich Langgöns/Linden/Lützellinden. Wir 
GRÜNE wollen diesen Bereich vor den Großplanungen für Gewerbegebiete der 
Regionalversammlung schützen. 

Wir wollen in den kommenden Jahren daran arbeiten, Freiflächen im öffentlichen Bereich 
– sowohl im Landkreis als auch in den Gemeinden - in Blühstreifen und -flächen 
umzuwandeln. 

Hierbei wollen wir mit den örtlichen Imkern zusammenarbeiten, um gemeinsame 
Projekte zu initiieren. 

Naturschutz vor Ort braucht viel Einsatz vor Ort. Unter GRÜNER Verantwortung haben wir 
in der letzten Wahlperiode zwei weitere Stellen in der UNB geschaffen, an der wir auch 
in Zukunft festhalten. Wir glauben, dass die Herausforderungen nicht weniger werden 
und stehen für eine strukturell und personell gut ausgestattete UNB. 

Umweltzentrum 

Naturschutz ist unser aller Aufgabe. Wir wollen die Kräfte all derjenigen bündeln, die im 
Umweltschutz aktiv sind. Gleichzeitig streben wir einen Ort für Bildungs- und 
Aufklärungsarbeit an. Deshalb wollen wir ein Umweltzentrum für den Landkreis. Das 
Umweltzentrum des Landkreises sensibilisiert Kinder, Jugendliche und Erwachsene für 
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Naturschutzthemen und bietet Vereinen und Verbänden Ort des Austausches und der 
Arbeit.  

Die Rückkehr – wie viel Natur verträgt unsere Lebensweise?   

Biber, Wolf und Luchs sind wieder zurück. Für manche ein Grund zur Freude, für andere 
stellen sie eine Gefahr dar oder bedrohen durch ihre Lebensweise landwirtschaftlich 
genutzte Flächen und unter ungünstigen Voraussetzungen auch Weidetiere. Wir wissen, 
wie wertvoll die Schaf- und Ziegenherden im Landkreis und die Wanderschäferei für den 
Erhalt offener Landschaften und damit für die Biodiversität sind. Ohne die 
Wanderschäferei würde die Landschaft verbuschen, und Lebensraum für zahlreiche 
geschützte Arten würde verschwinden.   

Für uns gilt es, ein Maß zu finden, mit dem alle Akteure - Landwirtschaft, Weidetierhalter, 
Natur- und Tierschutz - gut auskommen können. So unterstützen wir die Forderung nach 
einer Kopfprämie für Weidetierhalter.  Weiterhin möchten wir den Herdenschutz 
unterstützen, indem wir ein niedrigschwelliges Förderprogramm auflegen, durch das die 
Finanzierung von wolfssicheren Weidezäunen, kostspieligen Weidezaungeräten oder 
Herdenschutzhunden finanziell unterstützt wird. Es soll das Programm des Landes 
ergänzen. 

Naturschutz und Tourismus  

Naturschutz ist eine unabdingbare Voraussetzung für eine erfolgreiche Förderung des 
Tourismus im Landkreis Gießen. Das Landschaftsbild ist ein Faktor, der Menschen 
Erholung spüren lässt. Wir wollen, dass in der Bauleitplanung darauf wesentlich mehr 
Rücksicht zu nehmen ist als bisher. Naturschutz ist ein Faktor, der als Zugkraft für 
Touristen wirkt. Dies gilt insbesondere für Flussauen, die viele Menschen anziehen.  

Wir wollen darauf achten, dass der Tourismus naturverträglich abläuft. Gleichzeitig 
wünschen wir uns, dass Natur auch erlebbar gemacht wird. Der Landkreis soll mit der 
Ausweisung und Bewerbung von Premium-Wanderwegen den Menschen den Zugang zur 
Natur in unserem Landkreis erleichtern. Denn nur wer die Vielfalt und Einzigartigkeit 
unserer Region erlebt, wird sie auch schützen. Wir möchten, dass durch die Schaffung von 
attraktiven Verweilmöglichkeiten und Ruhezonen unsere Natur bewusster 
wahrgenommen werden kann.  

 

Wasser 
Wasser ist unser wichtigstes Gut, in unseren Gewässern, als Grundwasser, als Regen und 
als Trinkwasser. 

Grundwasser und Trinkwasser 

Die Bedeutung der Grundwasservorkommen im Kreis Gießen lässt der hohe Flächenanteil 
der Wasserschutzgebiete erkennen. Sie machen 52% der Gesamtfläche des Kreises aus. 
Die Fördermenge des Wasserwerks Inheiden ist eine der größten, wenn nicht die größte, 
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Europas. An den Abhängen des Vogelsberges wird ein großer Teil des Trinkwassers für 
die Städte Gießen (Grünberg-Queckborn), Bad Nauheim, Friedberg und Frankfurt 
(Laubach-Lauter, -Wetterfeld und Hungen-Inheiden) gewonnen. 

Diese Grundwasservorkommen zu schützen und vor Raubbau zu bewahren, ist unser Ziel. 
Denn an ihnen hängt neben der Versorgung von Hunderttausenden Menschen mit 
Trinkwasser auch ein großer Teil unserer heimischen Naturlandschaften - die 
Auengebiete von Seenbach, Wieseck, Horloff und Wetter mit ihrer einzigartigen 
Vogelfauna. 

Deshalb werden wir in den Städten und Gemeinden dafür sorgen, dass 

• im Rahmen der Bauleitplanung die Versickerung von Niederschlagswasser 
vorgeschrieben wird, wo es möglich ist 

• Regenwasser und Brauchwasser anstelle von Trinkwasser genutzt werden 
• Bodenversiegelungen so gering wie möglich gehalten werden 
• Wasserverlusten im Leitungssystem konsequent nachgegangen wird und die 

Leitungen laufend instandgehalten werden 
• Entsiegeln von Boden gefördert wird. 

Der Landkreis soll Öffentlichkeitsarbeit zum Thema betreiben. Außerdem wollen wir, dass 
der Landkreis Mitglied der „Schutzgemeinschaft Vogelsberg“ wird. 

Im Zweckverband Oberhessische Versorgungswerke (ZOV) und im Zweckverband 
Mittelhessische Wasserwerke (ZMW) sollen sich die Vertreter*innen für den 
Grundwasserschutz einsetzen. 

Fließgewässer und Auen 

Wir GRÜNE wollen die Renaturierung von Flüssen, Bächen und Seen weiter vorantreiben. 
Dazu werden wir uns in den Städten und Gemeinden konsequent dafür einsetzen, die 
Vorgaben der europäischen Wasserrahmenrichtlinie umzusetzen. Die Förderung des 
Landes, die zwischen 90% und 100% beträgt, wird bisher oft nicht in Anspruch 
genommen, weil in den Gemeinden kein Personal dafür vorhanden, bzw. diese 
„zusätzliche“ Arbeit lästig ist. Die vollständige Durchgängigkeit der Gewässer ist aber 
Voraussetzung für einen höheren Artenreichtum der Gewässer. 

Weiterhin wollen wir durch vermehrte Kontrolle dafür sorgen, dass die Abstände von den 
Gewässern (Gewässerrandstreifen) bei der landwirtschaftlichen Nutzung aber auch 
innerorts und in Wochenendgebieten eingehalten werden. Der Eintrag von Dünge- und 
Spritzmitteln kann so reduziert werden, aber auch der Verbau mit Stegen und die 
Reduzierung des Uferbewuchses sollen so verhindert werden. 

Der Schutz der Auen ist gleichzeitig der Schutz der Hotspots der Biodiversität in unserem 
Landkreis. 
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Hochwasserschutz 

Gewässer brauchen Überschwemmungsbereiche: In den Auen müssen große Flächen von 
Bebauung freigehalten werden. Nur so ist ein guter Hochwasserschutz möglich. 

Hochwasserschutz hat durch den Klimawandel eine neue Brisanz erhalten. Neben dem 
klassischen Hochwasserschutz entlang der Fließgewässer, gewinnt der Schutz vor 
Starkregenereignissen immer mehr an Bedeutung. 

Wir wollen uns in den Städten und Gemeinden und ihren Zweckverbänden dafür 
einsetzen, dass die Förderprogramme des Landes für den Schutz vor diesen Ereignissen 
in Anspruch genommen werden. Hier geht es darum, Gebiete zu identifizieren, die 
verstärkt darunter leiden und gezielt Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

 

Tierschutz 
Der Schutz der Tiere ist für uns ein wichtiges politisches und gesellschaftliches Anliegen. 
Wir GRÜNE werden das Veterinäramt des Kreises unterstützen alle rechtlich gebotenen 
Aufgaben zu erfüllen und darüber hinaus weitere präventive Tierschutzaufgaben zu 
übernehmen, die Tierleiden verhindern.  

Fachdienst Veterinärwesen 

Wir GRÜNE sorgen für eine ausreichende Ausstattung an Personal und Finanzmitteln, die 
sich an einer qualitativ hochwertigen Ausgabenerfüllung insbesondere im Vollzug 
orientiert.  

Tiertransportkontrollen 

Wir wollen sicherstellen, dass das Kreisveterinäramt stärker als bisher mit ausreichend 
vielen Kontrollen pro Jahr Tiertransporte überprüft. In enger Vernetzung mit den 
Veterinärämtern der Nachbarkreise und in enger Zusammenarbeit mit der Polizei sollen 
alle Bundesautobahnen und Landstraßen des Landkreises in gebotenem Maße 
engmaschig und häufig kontrolliert werden. Unser Ziel ist es, die festgestellten Verstöße 
pro Kontrolle durch ernstzunehmende Überprüfungen drastisch zu senken. 

Verbot von Wildtierzirkussen 

Wildtiere gehören nicht in den Zirkus. Ihr natürlicher Freiheitsdrang und ihre arttypischen 
Verhalten widersprechen dem Leben in den stark einschränkenden Haltungsbedingungen 
im Zirkus. Wir GRÜNE werden Kommunen dabei unterstützen, rechtssichere Verbote zu 
erlassen, die das Gastieren von Zirkussen mit den in der Bundesratsinitiative 565/11 
genannten Wildtierarten verhindern.  

Katzenkastrations-Regelung in Städten und Gemeinden 

Die vom hessischen Umweltministerium erlassene Delegationsverordnung ermächtigt 
Kommunen, in Brennpunkten Katzenkastrationsverordnungen zu erlassen. Wir werden 
Kommunen darin unterstützen, dieses Instrument nach dem Vorbild anderer Städte zu 
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nutzen und die Halter dazu aufzufordern, Freigängerkatzen grundsätzlich kastrieren zu 
lassen. Damit können Tierheime entlastet werden. Gleichzeitig stellen weniger Räuber 
Vögeln und anderen kleinen Wildtieren nach. 

Versorgung und Kostenerstattung für Fundtiere 

Wir GRÜNE folgen dem Ziel der Tierschutzverbände, einen Euro pro Einwohner und Jahr 
dem Tierschutz zur Verfügung zu stellen, damit eine ausreichende tiergerechte 
Versorgung von Fundtieren in den Tierheimen erfolgen kann. 

Wildtiere 

Neben Haustieren müssen auch Wildtiere in Obhut genommen werden, weil sie krank, 
verletzt oder verwaist sind. Eine Auffangstation für Wildtiere gibt es im Landkreis Gießen 
nicht.  

Die Veterinärmedizin der Universität Gießen nimmt zwar Tiere auf, aber oft fehlt es an 
adäquaten Möglichkeiten der Unterbringung. Wir GRÜNE haben mit dem Fachdienst 
Veterinärwesen des Landkreises und Veterinären der Universität Gespräche geführt, um 
den Bedarf zu ermitteln und die Bereitschaft, sich für eine Wildtierklinik zu engagieren. 
Wir konnten eine dauerhafte Förderung für die Unterstützung des Aufbaus und der 
Entwicklung einer Wildtierklinik erreichen. Weiterhin treten wir dafür ein, dass eine 
Wildtierklinik an der Universität in Zusammenarbeit mit dem Land errichtet und deren 
Betrieb finanziell abgesichert wird. Hier gilt es, den Prozess fortzuführen und aktiv zu 
begleiten.  

Mobile Schlachtung 

Wir GRÜNE unterstützen alle Möglichkeiten zur hofnahen Schlachtung im Rahmen der 
gesetzlichen Regelungen. Wir wollen kleine regionale Schlachthöfe fördern, die sich 
einem hohen Tierschutzstandard verpflichten. Darüber hinaus soll der Kreis zukünftig die 
Aufgabe übernehmen mobile oder teilmobile Schlachtungen zu ermöglichen, 
bürokratisch zu unterstützen und aktiv dafür zu werben. Ein besonderes Augenmerk gilt 
dabei für uns der Förderung der Weideschlachtung. Durch den kontrollierten gezielten 
Kugelschuss aus geringer Entfernung auf der Weide erleidet das Tier am wenigsten Stress. 
Wir wollen auf Kreisebene eine unbürokratische Genehmigungspraxis unterstützen und 
uns auf allen Ebenen politisch dafür einsetzen, diese Art der Schlachtung möglichst vielen 
Schlachtbetrieben und Bäuerinnen und Bauern rechtlich zu ermöglichen.  

Vegetarische und vegane Ernährung in öffentlichen Küchen 

Wir GRÜNE treten deshalb dafür ein, dass in allen Kantinenangeboten des Kreises und in 
seinem Einflussbereich schmackhafte vollwertige pflanzliche Mahlzeiten zum 
Standardangebot der Küchen gehören. Die Ausschreibungen sollen dies zukünftig 
berücksichtigen. Hierbei sollen die Empfehlungen der DGE (Deutsche Gesellschaft für 
Ernährung) berücksichtigt werden. Wir wollen deshalb auch in den Schulen und Kitas eine 
tägliche vollwertige pflanzliche Ernährung der Kinder und Jugendlichen ermöglichen.    
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Ehrenamt 

Tierschutz ohne Ehrenamt gibt es nicht. Einzelne Tierschützer, aber auch 
Tierschutzvereine, leisten hier hochwertige und fachkompetente Arbeit. Ohne diese 
Ehrenamtlichen müssten die Kommunen die Unterbringung von Fundtieren selbst 
bewerkstelligen. Dies würde wesentlich mehr kosten als der Betrag, der zurzeit von den 
Städten und Gemeinden an die Vereine gezahlt wird. 

 

Landwirtschaft  
Wir GRÜNE kämpfen für gutes und gesundes Essen ohne Gift, Gentechnik und 
Tierquälerei. Wir wollen eine Landwirtschaft, die sich an der Gesundheit des Menschen 
und dem Schutz unserer Umwelt ausrichtet und nicht an der größten Rendite. Wir lehnen 
industrielle Massentierhaltung grundsätzlich ab, denn sie schadet Mensch, Tier und 
Umwelt. 

Der Landwirtschaft gebührt Anerkennung dafür, dass sie die Ernährungssicherheit 
gewährleistet und Arbeitsplätze auf dem Land schafft.  

Eine zukunftsfähige Landwirtschaft arbeitet mit der Natur. Statt wachsender 
Abhängigkeit von Pestiziden, Weltmärkten, wenigen Großkonzernen und engen 
Produktionszwängen gehört die Zukunft einer modernen, regional verwurzelten 
Landwirtschaft, die vorhandenes Wissen mit modernen Techniken kombiniert. Sie 
produziert nicht für Märkte, sondern für Menschen, die ein Recht auf sichere, gesunde und 
nachhaltig erzeugte Lebensmittel haben. Sie arbeitet ressourcenschonend, 
naturverträglich und tiergerecht.  

Tiere haben Rechte und dürfen nicht zu Rohstofflieferanten degradiert werden. Solange 
wir Menschen Tiere halten, um sie zu töten und zu essen oder um ihre Produkte zu nutzen, 
sind wir verpflichtet, für mehr Tierschutz und mehr Tierwohl in der Tierhaltung zu sorgen. 

Entsprechend unterstützen wir GRÜNE eine Landwirtschaft, die so gestaltet ist, dass die 
Bedürfnisse der Nutztiere berücksichtigt werden. Tiertransporte müssen so kurz wie 
möglich sein sowie strengen Kontrollen unterliegen. Wir setzen uns dafür ein, dass sich 
der Landkreis aktiv um die Förderung von mobilen Schlachtstätten bemüht. 

Wir GRÜNE wollen die ökologische Landwirtschaft unterstützen und fördern. Der Wandel 
hin zur zukunftsfähigen Landwirtschaft gelingt nur zusammen mit den Bäuer*innen. Ziel 
muss sein, dass Bäuer*innen einen Ausweg aus dem unverändert vorhandenen System 
des „Wachse oder Weiche“ erhalten. Dazu gehört auch, dass sie für ihre vielfältigen 
Gemeinwohlleistungen gezielt entlohnt werden. Schützt ein landwirtschaftlicher Betrieb 
durch seine Wirtschaftsweise das Grundwasser und die Artenvielfalt, so muss das auch 
honoriert werden. 

Der Landkreis Gießen ist mit dem Lahn-Dill-Kreis als Ökomodellregion des Landes 
Hessen anerkannt. In der Ökomodellregion erhalten Bäuerinnen und Bauern Hilfe bei der 
Umstellung von konventionell auf ökologische Bewirtschaftung. Bereits bestehende 
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ökologisch wirtschaftende Betriebe beider Landkreise werden bei der Vernetzung 
unterstützt; örtliche verarbeitende Betriebe wie Bäckereien oder 
Gemeinschaftsverpflegungsbetriebe tun sich zusammen, um für ihre Produkte zu werben 
oder gemeinsame Veranstaltungen oder Informationsdiskurse abzuhalten, aber auch, um 
bei der Vermarktung schlagkräftiger auftreten zu können. Die Ökomodellregion Gießen/ 
Lahn-Dill versucht z.Zt. ökologisch in der Region erzeugte Lebensmittel den regionalen 
Caterern anzubieten und auf diese Weise in die Schulküchen zu bringen. Diese Aktivitäten 
wollen wir in den kommenden Jahren stärker voranbringen. 

In den Kreisen Gießen, Marburg-Biedenkopf oder Lahn-Dill sind zunehmend Projekte der 
Solidarischen Landwirtschaft (SOLAWI) zu finden, in denen eine enge Beziehung 
zwischen den Erzeuger*innen der Produkte und deren Konsument*innen bestehen. Wir 
GRÜNE sehen darin eine Möglichkeit, wie Landwirtschaft sich unabhängiger macht und 
wie Landwirt*innen ein sichereres Einkommen verschafft wird und begrüßen diese 
Ansätze daher ausdrücklich.  

Wir GRÜNE setzen uns dafür ein, dass landwirtschaftliche Betriebe bevorzugt mit 
kommunalen Aufgaben beauftragt werden, was in vielen Fällen eine Entlastung der 
gemeindlichen Bauhöfe bedeuten kann (z.B. Grünflächenpflege, Winterdienst, 
Pflanzarbeiten, Sportplatzpflege). 
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Regionalversammlung Mittelhessen 

Kurz nach der Kommunalwahl soll der Entwurf für den neuen Regionalen 
Raumordnungsplan Mittelhessen verabschiedet und offengelegt werden. In diesem Plan 
wird für die kommenden acht Jahre festgelegt, welche Flächen in Mittelhessen wie 
verwendet werden sollen. 

Wir GRÜNE in der Regionalversammlung sind die Einzigen, die den Flächenverbrauch für 
neue Gewerbeflächen deutlich reduzieren wollen. Alle anderen dort vertretenen Fraktionen 
(SPD, CDU, FW, FDP und AfD) wollen möglichst viel Gewerbefläche ermöglichen. Außerdem 
sollen diverse Großgewerbeflächen zwischen 20 und 50 ha zusätzlich ausgewiesen werden, 
um den Investoren dieser Welt die Ansiedlung zu ermöglichen. Rechts und links der 
Autobahn zwischen dem Südkreuz und Wetzlar würde so eine 
Gewerbeflächenagglomeration entstehen - eine Kampfansage an Natur und Landwirtschaft. 
Das wollen wir verhindern.  

Auch wir wollen Arbeitsplätze, aber Logistikzentren werden sie nicht bringen. Wir wollen 
eine in die Zukunft gerichtete Ansiedlungspolitik, die nicht auf autogerechten Riesenflächen 
aufgebaut wird, sondern auf Gewerbe mit vielen Arbeitsplätzen auf weniger Fläche setzt. 
Wir wollen Gleisanschlüsse, keine Autobahnanschlüsse. Wir wollen „Klarna“ und nicht 
„Amazon“. 

Außerdem stehen wir für mehr Natur auf den mittelhessischen Flächen. Uns ist es wichtig, 
neben den Auenverbünden auch die großen Streuobstgebiete in Mittelhessen vor Bebauung 
zu schützen. Das bedeutet, sie auch in den Plan aufzunehmen und von Bebauung frei zu 
stellen. 

Wir wollen die guten Böden Mittelhessens für die Ernährung der Menschen sichern. Unsere 
Lebensgrundlagen müssen erhalten bleiben.  

Abfall 
Die Reduzierung der Restmüllmenge ist oberstes Ziel GRÜNER Abfallpolitik! Es gilt die 
Reihenfolge Vermeiden, Wiederverwenden, Verwerten, Beseitigen. 

Dies kann durch zwei Dinge erreicht werden: Abfallvermeidung, bzw. –reduzierung und 
bessere Abfalltrennung. Abfall, der vermieden wird, etwa durch die Nutzung von 
Stoffbeuteln beim Einkauf statt immer neuer Plastiktüten, oder Mehrwegsysteme in der 
Gastronomie, ist selbstverständlich die beste Lösung für Natur und Umwelt.   Wir wollen 
durch eine intensive Abfallberatung im Privat- wie im Gewerbebereich die 
Abfallvermeidung verbessern. 

Die Abfallberatung ist ein zentrales Thema der GRÜNEN   

Durch mehr Abfallberatung an Grund- und weiterführenden Schulen wollen wir künftig 
wesentlich mehr Umweltbewusstsein bilden. Nur wer früh und wiederholt über die 
Auswirkungen von Abfall auf die Umwelt sowie anschaulich über Abfallvermeidung, -
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trennung, -recycling und -entsorgung aufgeklärt worden ist, wird als Erwachsener 
entsprechend handeln. 

Die Gewerbeabfallberatung des Landkreises berät Gewerbebetriebe von Restaurants über 
Elektrofachgeschäfte bis hin zur Lackierereien und Hundepensionen bei der 
umweltverträglichen Trennung und Entsorgung der dort anfallenden Abfälle. 

Der Landkreis informiert in Zusammenarbeit mit der Stadt Gießen seine Bürger*innen 
regelmäßig in seiner kommunalen Abfallwirtschaftszeitschrift KommPost über die 
aktuellen abfallpolitischen Entwicklungen im Landkreis und verschiedene Themen rund 
um Abfallvermeidung und Recycling. Die KommPost wird kostenfrei an alle Haushalte im 
Landkreis verteilt und erreicht somit sehr viele Menschen. Wir GRÜNE wollen, dass die 
KommPost beibehalten und durch ein Angebot in den sozialen Medien ergänzt wird. 

Wertstoffhöfe 

Durch bessere Abfalltrennung können angefallene Abfälle häufig sinnvoll wieder- oder 
weiterverwertet werden. Grundvoraussetzung hierfür ist aber, dass sie nicht in der 
Restmülltonne und damit in der Verbrennung landen.   

Ein wichtiger Baustein für die Getrenntsammlung im Landkreis ist das flächendeckend 
aufgebaute Netz von kommunalen Wertstoffhöfen. Unser Ziel ist es weiterhin, das 
Angebot der Wertstoffhöfe zu erweitern und die kostenfreie, bürgernahe Abgabe von 
Wertstoffen weiter auszubauen.    

Restmüllentsorgung 

Derzeit wird der Restmüll des Landkreises Gießen in der Müllverbrennungsanlage 
Frankfurt entsorgt. Die Entsorgungsverträge für Restmüll müssen in der nächsten Zeit 
neu ausgeschrieben werden, weil sie 2022 auslaufen. 

Für die künftigen Verträge wollen wir kürzere Laufzeiten erreichen, um eine häufigere 
Überprüfung und Neubewertung durch die parlamentarischen Gremien möglich zu 
machen. 

Eine die wichtigsten Ausschreibungskomponenten neben den Finanzen müssen die 
Umweltstandards sein.  

Weite Transporte sollen möglichst vermieden werden.  

Interkommunale Zusammenarbeit 

Bei zukünftigen Ausschreibungen verschiedener Abfallarten soll geprüft werden, ob der 
Landkreis mit benachbarten Kreisen ähnlich wie bei der Altpapiervermarktung 
zusammenarbeiten kann. Das kann zu besseren Marktpreisen führen. Auch Innovationen 
in der Abfallwirtschaft lassen sich interkommunal besser umsetzen. 

Zusammenarbeit mit den Gießener Hochschulen 

Auch in Zukunft wollen wir, dass der Kreis Gießen bei abfallpolitischen Innovationen vorn 
ist und die Potenziale, die sich in energetischer Sicht in diesem Sektor finden lassen, 
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nutzt. Die Forschungspotenziale der Gießener Hochschulen wollen wir nutzen, um 
Innovationen in der Abfallwirtschaft zu erarbeiten. 

Kompostierung / Deponien 

Als Ergänzung zur Kompostierungsanlage in Rabenau-Gailshausen soll der Bau einer 
Bioabfallvergärungsanlage am gleichen Standort realisiert werden. Diese Maßnahme ist 
ein wesentlicher Beitrag zum Klimaschutz. 

Für die kreiseigenen Deponien wollen wir eine zügige Endabdichtung und die Nutzung 
der Gelände für Erneuerbare Energien (Freiflächenphotovoltaik).   

Wir begrüßen es, wenn die Städte und Gemeinden im Landkreis künftig Steuern auf 
Einwegverpackungen erheben. Das führt zur Einsparung von Ressourcen, 
Abfallvermeidung und weniger Müll in unserer Landschaft. 

Die zunehmende Konzentration und Monopolisierung in der Abfallwirtschaft auf einige 
wenige Großkonzerne sehen wir sehr kritisch. Erfahrungsgemäß führen solche 
Konzentrationen, wie bereits die Liberalisierung des Energiemarktes gezeigt hat, 
letztendlich zu höheren Preisen bei abnehmender Qualität und sinkenden ökologischen 
und sozialen Standards. Wir wollen in den kommenden fünf Jahren über das Für und Wider 
einer Rekommunalisierung der Müllabfuhr abwägen. Die Leistungen in diesem Bereich 
sind oft nicht so, wie wir sie uns vorstellen. Außerdem existiert in diesem Bereich ein 
Oligopol mit Marktaufteilung. Die Einführung eines öffentlichen Fuhramtes ist allerdings 
keine einfache Angelegenheit und sollte genau untersucht werden. 

Die Abfallentsorgung ist und muss auch zukünftig Teil der öffentlichen 

Daseinsvorsorge bleiben. 

 

Mobilität 
Wir GRÜNE setzen auf natürliche und umweltverträgliche Mobilität. Unsere 
Verkehrspolitik richtet sich nach ökologischen und sozialen Kriterien. 

Fuß- und Radverkehr 

Fuß- und Radwege sind das Rückgrat der Mobilität am Wohnort. Hierzu brauchen wir 
bequem begehbare Fußwege und ein sicheres, vom Straßenraum unabhängiges 
Wegenetz für den Radverkehr. Dieses muss barrierefrei zugänglich sein, weil es auch 
häufig von Menschen, die auf Hilfsmittel angewiesen sind, mitbenutzt wird. 
Barrierefreiheit muss deshalb bei jeder Baumaßnahme Berücksichtigung finden.  

Wo eine Trennung der verschiedenen Verkehrsarten nicht möglich ist, setzen wir uns in 
Absprache mit den zuständigen Behörden für Lösungen ein, welche die 
Verkehrssicherheit erhöhen – etwa Geschwindigkeitsbeschränkungen, 
Straßenverengungen oder Kreisverkehre. 
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Im Zuge von Straßensanierungen sollen Lücken in Radwegen, an denen auf die Straße 
ausgewichen werden muss, geschlossen und bei jeder Baumaßnahme geprüft werden, ob 
ein parallel verlaufender Radweg angelegt werden kann.  

Ein geschlossenes Radwegenetz ist nicht nur für die Anbindung der Kommunen an die 
Stadt Gießen und untereinander, sondern auch für den Individualtourismus und 
Menschen mit Hilfsmitteln von großer Bedeutung. 

Es geht beim Radwegebau nämlich auch um die Möglichkeit, aus weiter entfernten 
Gemeinden möglichst schnell, sauber und sicher an den Arbeits-, Ausbildungs- oder 
Studienplatz zu gelangen. 

Das Land Hessen fördert dank des GRÜNEN Verkehrsministers verstärkt den Bau neuer 
Radwege. Deshalb wollen wir die Umsetzung des Radverkehrskonzepts zügig weiter 
vorantreiben und in diesem Zusammenhang die Kreisverwaltung und andere wichtige 
Ziele, etwa Krankenhäuser, besser ins Radwegenetz einbinden.  

Um die Vernetzung von Radverkehr und öffentlichem Verkehr zu verbessern, wollen wir 
an allen Bahnhaltepunkten und zentralen Haltestellen überdachte Abstellanlagen 
schaffen. Außerdem setzen wir uns dafür ein, dass mehr bewirtschaftete 
Fahrradmietboxen zur Verfügung gestellt werden. Diese sollen sowohl stundenweise als 
auch für jährliche Nutzung buchbar sein. 

Auch an den Schulen des Landkreises sollen, wo noch nicht vorhanden, sichere und 
hochwertige Fahrradabstellanlagen entstehen. Hierfür werden wir in künftige 
Kreishaushalte ein festes Budget einstellen. 

ÖPNV (Öffentlicher Personennahverkehr) 

Leistungsfähige öffentliche Verkehrsmittel wie Bahn und Bus sind das Gerüst für ein 
umweltverträgliches Verkehrssystem. Den Rückgang des Motorisierten 
Individualverkehrs können wir nur mit einer Stärkung der ÖPNV-Infrastruktur erreichen. 
Wir glauben fest daran, dass deutlich mehr Menschen auf den ÖPNV umsteigen, wenn er 
attraktiver und Nutzer*innenfreundlicher wäre.  

Nahverkehrsplan und künftige Ausschreibungen 

Ein gemeinsamer Nahverkehrsplan für Stadt und Kreis Gießen bleibt unser Ziel. Durch die 
starken Verflechtungen mit der Stadt Gießen (sogenannte ein- und ausbrechende 
Verkehre) ist die gemeinsame Fortschreibung für uns sinnvoller als ein getrenntes 
Vorgehen. 

Der Nahverkehrsplan für den Kreis Gießen wird gemeinsam mit den Plänen für den 
Wetteraukreis und den Vogelsbergkreis vom ZOV (Zweckverband Oberhessische 
Versorgungsbetriebe) erarbeitet und auch dort verabschiedet. Trotzdem sollte er in den 
Gremien des Landkreises diskutiert und endgültig verabschiedet werden, denn der 
Landkreis bleibt trotz dieser Beauftragung primär für den öffentlichen Nahverkehr 
zuständig. 
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Der neue Nahverkehrsplan bietet die Chance, den ÖPNV als Teil der Daseinsvorsorge 
klimafreundlich, neu und zukunftsorientiert aufzustellen. 

Die darin festgelegten Ziele wollen wir unbedingt bei den kommenden Aus- und 
Fortschreibungen als Mindeststandard erhalten.  

Die Vorgaben des Nahverkehrsplans werden wir für alle Orte, in denen die geforderte 
Bedienung bisher nicht gegeben ist, umsetzen. Wo die Fahrgastzahlen für Busse nicht 
ausreichen, stellen wir das Angebot mit kleineren Fahrzeugen oder Bedarfsverkehren 
sicher und bauen es aus. Die Nutzung soll möglichst unkompliziert und 
Nutzer*innenfreundlich, zum Beispiel per App, funktionieren. Gleichzeitig muss es gerade 
älteren Menschen und Menschen ohne Smartphone möglich sein, von den Angeboten zu 
profitieren. 

Für uns GRÜNE ist es selbstverständlich, dass alle Fahrgäste die Möglichkeit und 
genügend Platz haben sollen, den ÖPNV selbständig zu nutzen. Bei Neuvergaben ist 
deshalb auf vollständige Barrierefreiheit, Umweltverträglichkeit der neuen Fahrzeuge 
und, wo möglich, auf alternative Antriebe Wert zu legen. Ein Elektrobus ist lokal 
umweltfreundlicher als viele Erdgasautos, eine Eisenbahn wesentlich ökologischer als 
viele Elektroautos. Elektro- und Erdgasfahrzeuge können den ÖPNV gerade dort 
ergänzen, wo dieser sich nur unzureichend finanzieren lässt. 

Mit der geplanten Wasserstofftankstelle in Gießen wird eine Möglichkeit geschaffen, auf 
geeigneten Linien einen Probebetrieb mit Brennstoffzellen- bzw. Wasserstoffbussen 
einzurichten. Wenn sich dieser Antrieb bewährt, wollen wir möglichst viele Buslinien auf 
diese Technik umstellen. 

Sofern die Prüfung einer Schnellbuslinie Laubach – Gießen positiv ausfällt, wollen wir 
diese zeitnah einrichten, um den Ostkreis schneller an die Stadt Gießen und die 
Kreisverwaltung anzubinden. Außerdem setzen wir uns für weitere Schnellbuslinien ein, 
wo diese möglich und sinnvoll sind. Schnellbusse dürfen jedoch, auch aufgrund 
gesetzlicher Vorgaben, keine Konkurrenz zu bestehenden Bahnstrecken darstellen. 

Benutzerfreundlichkeit ist die Voraussetzung dafür, dass mehr Menschen auf den ÖPNV 
umsteigen. Dies betrifft sowohl den Fahrkomfort als auch die Einfachheit und 
Barrierefreiheit der Benutzung. Auch das Sicherheitsempfinden ist hierbei ein wichtiger 
Aspekt. Die Warte-und Zugangsbereiche sollen daher geschützt und witterungsfest den 
Sicherheitsbedürfnissen von Kindern, Frauen und älteren Nutzern entsprechen. 

Wir wollen bessere Spät- und Wochenendverbindungen ermöglichen und an zentralen 
Umsteigepunkten elektronische Abfahrtstafeln aufstellen. Bei der Neuausschreibung von 
Bus-und Bahnlinien ist auf die steigenden Fahrgastzahlen sowie mehr Mehrzweckräume 
in den Fahrzeugen zu achten. Das zuständige Dezernat soll diese Ziele und die Beschlüsse 
des Kreistags bei VGO und RMV durchsetzen. 
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Lumdatalbahn und Horlofftalbahn 

Die Wiederinbetriebnahme der beiden Bahnstrecken ist für uns GRÜNE ein wichtiges 
Anliegen und fast geschafft. Es gibt aus unserer Sicht bei diesen Projekten kein Zurück, 
zumal der Großteil der Kosten vom Land Hessen getragen wird. Das ist keine 
Eisenbahnromantik, sondern hat ökologische und wirtschaftliche Hintergründe. Schnelle 
Bahnverbindungen sind für Pendler*innen ein besseres Argument für den Umstieg auf 
den ÖPNV als langsame Busverbindungen. Das gilt gerade für weite Pendelstrecken. 

Familien siedeln sich dort an, wo sie einen guten Anschluss an die Ballungsgebiete 
vorfinden. Ganz klar erkennbar ist, dass Gemeinden oder Ortsteile mit Bahnanschluss hier 
wesentlich besser abschneiden als Standorte, die nur über Straßenverbindungen 
verfügen. Ein Bahnanschluss ist also ein starker Standortfaktor. 

Diese Faktoren sind besonders für unsere Gemeinden im Norden und Osten des Kreises, 
die den demographischen Wandel am stärksten spüren, wichtig. Gute Verbindungen 
verhindern eine Abwanderung von Teilen der Bevölkerung in die Städte. Sie sind ein 
Anreiz, sich anzusiedeln. Deswegen ist die Reaktivierung der beiden Bahnstrecken 
dringender denn je. Nach der Inbetriebnahme werden wir das Angebot bedarfsgerecht 
und langfristig weiterentwickeln. 

Motorisierter Individualverkehr (MIV) 

Für viele Menschen ist das Auto ein wichtiger Bestandteil der täglichen Mobilität. Gerade 
im ländlichen Raum bleiben oft kaum Alternativen, um den Alltag zu bewältigen. Um die 
Klimaziele zu erreichen, brauchen wir daher eine neue Infrastruktur für eine 
klimafreundliche lokale und regionale Mobilität.  

Knapp die Hälfte der Pendler*innen sind nur 10 Kilometer von ihrem Arbeitsplatz entfernt 
und mehr als zwei Drittel brauchen dafür nur bis zu 30 Minuten. Strecken und Zeiten, die 
mit einem leistungsfähigen ÖPNV, modernen Elektro-Fahrrädern und Elektroautos gut zu 
bewältigen sind. Mehr als 80 Prozent aller Wege in Deutschland starten und enden an 
der eigenen Haustür. Auf diese kurzen Wege haben wir hier im Landkreis einen großen 
Einfluss, den wir nutzen wollen.  

Dazu ist eine flächendeckende Infrastruktur notwendig. Wir GRÜNE wollen mehr 
Tankstellen für alternative Antriebe (wie etwa Wasserstoff, Erdgas, Batterien) in Stadt und 
Kreis Gießen errichten. Dafür werden wir Kriterien festlegen, welche Orte für die 
Ansiedlung am besten geeignet sind. Elektroautos sollen in jedem Ort im Landkreis, an 
einer öffentlichen Ladesäule geladen werden können. Wir begrüßen die Initiative von 
Privaten, die öffentliche Stromtankstellen auf ihren Flächen einrichten (z.B. Asklepios-
Klinik Lich, mehrere Supermärkte und Banken). 
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SCHULE, BAUEN, KULTUR, SPORT 
Bildung 
Wir GRÜNE wollen dafür sorgen, dass der Kreis als Schulträger alles in seinen Kräften 
Stehende dafür tut, den Schüler*innen zukunftsfähige Rahmenbedingungen mit 
erweiterten Lernmöglichkeiten zu bieten. 

Bildung entscheidet in unserer Gesellschaft maßgeblich über die Zukunftschancen von 
Menschen. Sie ist die Grundvoraussetzung für die Gestaltung des eigenen Lebens sowie 
für den gesellschaftlichen Wohlstand und Fortschritt. 

Wir GRÜNE stehen dabei für eine demokratische Gestaltung des Schullebens durch 
Lehrer*innen, Schüler*innen und Eltern. 

In Deutschland bestimmt die soziale Herkunft den Bildungserfolg immer noch in so 
starkem Maße wie in kaum einem anderen Land. Dies belegen zahlreiche aktuelle 
Bildungsstudien (z.B. PISA). Dabei bleiben die Chancen vieler Kinder und Jugendlicher auf 
der Strecke. Die Folgen von ungleichen Bildungschancen sind ungleiche 
Lebensbedingungen. 

Wir wollen, dass Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderung, mit 
unterschiedlichen Nationalitäten oder kulturellen Wurzeln gleichberechtigt gemeinsam 
leben und lernen können. 

Dabei favorisieren wir gemeinsames Lernen, weil das Lernen in heterogenen Gruppen die 
emotionale Entwicklung fördert, soziale Kompetenzen stärkt, Bildungschancen erweitert 
und auf das Erwachsenenleben in einer ebenso heterogenen Gesellschaft vorbereitet. So 
wird gesellschaftlicher Spaltung entgegengewirkt. 

Wir müssen dafür sorgen, dass die sprachliche Entwicklung von Kindern frühzeitig 
individuell gefördert wird. Das ist für Kinder mit und ohne Migrationshintergrund gleich 
wichtig. 

Wir wollen, dass alle unsere Schulen am Ganztagsschulprogramm des Landes Hessen 
teilnehmen. Das bedeutet, dass die Grundschulen und die Grundstufen der Förderschulen 
mindestens am sog. „Pakt für den Nachmittag“ teilnehmen und damit Bildungs- und 
Betreuungsangebote von 7.30 bis 17.00 Uhr zur Verfügung stellen können. Eine 
Weiterentwicklung von Grundschulen in Richtung des Qualitätsrahmens gemäß Profil 3 
der Richtlinie für ganztägig arbeitende Schulen in Hessen wird von uns klar unterstützt. 
Bei den weiterführenden Schulen wünschen wir uns eine konsequente Weiterentwicklung 
von Profil 2 in Richtung Profil 3. 

Das ist nötig, um Eltern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ermöglichen, aber vor 
allem, um die Bildungschancen aller Kinder zu verbessern. 

Gleichzeitig müssen Schule und Kindergarten (bzw. andere Vorschuleinrichtungen) 
intensiver miteinander verzahnt werden. Flexiblere Übergänge sind wegen der 
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unterschiedlichen Entwicklung gleichaltriger Kinder dringend erforderlich. Daher wollen 
wir Schulen dabei unterstützen, die das Modell des Flexiblen Schulanfangs einführen 
möchten. Das Modell „Flexibler Schulanfang“ ermöglicht eine Einschulung auch zum 
Schulhalbjahr und unterrichtet die Kinder im Jahrgang 1 und 2 in jahrgangsgemischten 
Gruppen. Ein Kind kann in einer sog. „Flex-Klasse“ den Unterrichtsstoff der 1. und 2.Klasse 
in einem, zwei oder drei Jahren bearbeiten, je nach individuellen Voraussetzungen und 
Bedürfnissen. Flex-Klassen werden zusätzlich mit je sieben Wochenstunden durch eine 
Sozialpädagogin/einen Sozialpädagogen unterstützt. 

Ähnliches gilt für den Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule. Auch 
hier ist eine intensive Zusammenarbeit der Grund- und Gesamtschulen im Landkreis 
notwendig. 

Ganztägig Arbeitende Schulen, Ganztagsschulen und Profile 1-3 

Schulen, die an mindestens drei Wochentagen von 7:30  bis 14:30 Uhr Ganztags-
angebote machen, entsprechen dem Profil 1. 

Schulen, die an allen fünf Schultagen pro Woche freiwillige Zusatzangebote von 7:30 
bis 16:00 oder 17:00 Uhr machen, entsprechen dem Profil 2. 

Schulen mit einem dem Profil 3 entsprechenden Ganztagsangebot werden als 
Ganztagsschulen bezeichnet. Diese bieten an fünf Tagen pro Woche in der Zeit von 7:30 
bis 16:00 oder 17:00 Uhr Betreuung, Unterricht sowie verpflichtende Ganztagsangebote 
für alle ihre Schülerinnen und Schüler oder für einen definierten Teil ihrer Schülerschaft 
an. 

Schulentwicklungsplanung 

Wir wollen, dass der Schulentwicklungsplan weiterhin regelmäßig fortgeschrieben wird.  

Wir wollen… 

• dass möglichst vielen Kindern und Jugendlichen im Landkreis möglichst viele 
Bildungsabschlüsse offenstehen. Dazu ist ein breites, wohnortnahes 
Bildungsangebot für alle nötig.  

• einen konsequenten Ausbau bei den Grundschulen entsprechend den 
Schulentwicklungsplanzahlen vorantreiben.  

• die weiterführenden Schulen im Landkreis erweitern, wo es notwendig ist.  
• eine gute Ausstattung der Schulen, mit der die Lehrkräfte vernünftigen Unterricht 

machen können.  
• die Zusammenarbeit der stadtnahen Gesamtschulen des Landkreises ohne 

Oberstufe mit Oberstufenschulen der Stadt Gießen ausbauen. 
• dass jedes Kind, das in Klasse 5 einer Schule des Landkreises eingeschult wird, 

einen sicheren Oberstufenplatz im Landkreis oder in der Stadt Gießen hat. 
• die positive Zusammenarbeit der Landkreisschulen weiter ausbauen. 
• die Schulen in privater Trägerschaft in die Planung mit einbeziehen, soweit es 

möglich und gewünscht ist. 
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Bei der Schulentwicklungsplanung wird das Thema Inklusion immer wichtiger. Das gilt 
für alle Schulformen. Immer mehr Eltern wollen für ihre Kinder die gemeinsame 
Beschulung in der Regelschule. Dem wollen wir vermehrt Rechnung tragen. Die 
räumlichen Anpassungen dafür muss der Kreis als Schulträger leisten.  

Ganztagsschule 

Wir GRÜNE wollen Ganztagsschule in ihren verschiedenen Facetten weiter ausbauen. Der 
„Pakt für den Nachmittag“ war und ist hier ein großer Schritt hin zu einem verlässlichen 
ganztägigen Schulangebot für alle Grundschulkinder im Landkreis. Beim „Pakt für den 
Nachmittag" bieten Grundschulen und Grundstufen an Förderschulen an fünf Tagen in 
der Woche von 7.30 bis 17 Uhr ein ganztägiges Angebot sowie in den Ferien Bildungs- 
und Betreuungsangebote zur freiwilligen Teilnahme an. Dies geschieht auf der Grundlage 
einer Kooperationsvereinbarung zwischen dem Land und dem jeweiligen Schulträger. 
Schulen, die in dieser Form arbeiten, garantieren ein von Lehrkräften und pädagogischen 
Mitarbeitern gemeinsam entwickeltes und gestaltetes Ganztagsangebot, das für die 
teilnehmenden Schüler*innen einen sinnvoll rhythmisierten Schultag schafft. Wir streben 
an, den Pakt für den Nachmittag zukünftig für die Eltern kostenfrei zu gestalten. 

Als Pilotprojekt konnten im Schuljahr 2015/16 bereits 20 Grundschulen im Kreis Gießen 
in den „Pakt für den Nachmittag“ aufgenommen werden, inzwischen arbeiten 34 von 39 
Grundschulen mit dieser Form des Ganztagsangebots.  

Unser langfristiges Ziel bleibt es, auch in unserem Landkreis echte Ganztagsschulen, die 
den Qualitätsrahmen gemäß Profil 3 der Richtlinie für ganztägig arbeitende Schulen in 
Hessen erfüllen, einzurichten. Voraussetzung ist allerdings, dass die Schulgemeinde vor 
Ort das will. Mittlerweile arbeiten fünf Schulen im Landkreis ganz oder teilweise im Profil 
3. Die Teilnahme einer Schule am „Pakt für den Nachmittag“ kann der Weg zur 
gebundenen Ganztagsschule sein, weil in den sog. Paktschulen gezeigt werden kann, dass 
eine Verzahnung von Vor- und Nachmittag für die Kinder von Vorteil ist. 

Eine Ganztagsschule ist für uns mehr, als nur Betreuung für einen Teil der Schülerschaft. 
Es bedeutet, dass alle Kinder länger in der Schule bleiben, dass traditionelle 
Hausaufgaben durch schulische Lernzeiten ersetzt werden. Die schulischen Angebote 
wechseln sich mit Ruhe- und Bewegungsphasen ab, Zeiten der Konzentration mit denen 
der Entspannung. Lehrer*innen sind vormittags wie nachmittags in der Schule, genauso 
andere Professionen wie z.B. Sozialarbeiter*innen und Erzieher*innen. Der „Pakt für den 
Nachmittag“ bietet hier einen guten Einstieg, weil Lehrer*innen an den Paktschulen 
nachmittags dabei sind und in multiprofessionellen Teams mitarbeiten. 

Schulen, die sich z.B. im Rahmen des Ganztagsprogramms eine andere Rhythmisierung 
geben möchten und einen späteren Schulanfang (z.B. Unterrichtsbeginn um 9:00 Uhr) 
einführen möchten, unterstützen wir ausdrücklich bei der Planung, Organisation und 
Durchführung.  
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Schulverpflegung 

Immer mehr Schüler*innen essen in der Schule. Es hat sich inzwischen etabliert, dass 
mindestens ein vegetarisches Essen angeboten wird. Die Qualität des Essens schwankt 
noch sehr stark. Nur in drei Schulen wird jeden Tag vor Ort frisch gekocht. Wir wollen den 
Ausbau von Küchen zum Selbstkochen vorantreiben. In den meisten Schulen ist die 
Mittagsverpflegung sehr von der Qualität der Caterer abhängig. Aber auch der Transport 
und die Aufbereitung des Essens in der Schule beeinflussen stark die endgültige 
Konsistenz, den Geschmack und den Vitamingehalt.  

In den kommenden fünf Jahren wollen wir bei den Ausgabeküchen Essen nach den 
Qualitätsstandards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) für die Verpflegung 
in Gemeinschaftseinrichtungen anbieten. 

Wir wollen die Bioverpflegung ausbauen. Gleichzeitig wollen wir den regionalen Anteil 
der Produkte steigern. Der Preis eines Mittagessens für ein Kind muss dabei im 
vernünftigen Rahmen bleiben, ohne allerdings durch übertriebene Sparsamkeit die 
Qualität zu beeinträchtigen. Schulen, die ihr Angebot an vegetarischem oder veganem 
Essen ausbauen möchten, werden wir dabei unterstützen. 

Inklusion 

Inklusion ist keine Frage des „Ob“, sondern des „Wie“. Wir wollen einen Umbau des 
Schulsystems, der langfristig den Abbau der Förderschulen beinhaltet. Dieser Umbau darf 
nicht zu Lasten der Schüler*innen erfolgen. Das heißt für uns, dass Förderschulen (oder 
Abteilungen von Förderschulen), die geschlossen werden sollen, pädagogisch begleitet 
nach und nach auslaufen. Den verbleibenden Schüler*innen muss ein guter Übergang auf 
andere Schulen ermöglicht werden, wie es im Fall der Lindenschule geschehen ist. 

Weiterhin müssen die Lehrer*innen von abgebauten Förderschulen im System erhalten 
bleiben und dem inklusiven Unterricht zur Verfügung stehen. Ein Stellenabbau oder eine 
Stellenverlagerung in andere Bereiche dürfen nicht stattfinden. 

Wir wollen auch hier darauf achten, dass die Belastungen gerecht verteilt werden. Die 
Verteilung von Ressourcen und Ausstattung sollte deutlich berücksichtigen, welche 
Herausforderungen eine Schule durch das gemeinsame Lernen in Form von Integration 
und Inklusion leisten muss.   

Derzeit betreibt der Landkreis vier Förderschulen. Die Martin-Buber-Schule in Gießen und 
die Gallusschule in Grünberg werden als Schulen für den Förderschwerpunkt „Geistige 
Entwicklung“ und weiterer Förderschwerpunkte solange Bestand haben, wie Eltern diese 
Schulen nachfragen. Die Georg-Kerschensteiner-Schule in Biebertal und die Anna-Freud-
Schule in Lich wollen wir als regionale Beratungs- und Förderzentren für die Schulen im 
Landkreis weiter erhalten und jeweils eine sog. Produktionsschule als stationäres 
Angebot betreiben. Die Produktionsschulen sind ein Angebot für schulpflichtige 
Schülerinnen und Schüler ab Klasse 8, die dort u.a. anhand realer Fertigungs- und 
Produktionsaufträge lernen und einen Schulabschluss erlangen können. 
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Der Förderschwerpunkt Lernen gehört aus unserer Sicht genauso wie der 
Förderschwerpunkt Sozial-emotionale Entwicklung an die einzelnen allgemeinbildenden 
Schulen. Solange das Land es verlangt, müssen Förderschulplätze für alle Förderbedarfe 
zur Verfügung gestellt werden. Ebenso muss es möglich sein, dass alle Eltern, die das für 
ihre Kinder wünschen, in ihrer Gemeinde/Stadt inklusive Angebote finden. 

Körperbehinderte Kinder gehören für uns ebenfalls an die Regelschule. Die Ausstattung 
muss so erfolgen, dass die Kinder möglichst vor Ort beschult werden können. In 
Ausnahmefällen müssen Schwerpunkte an einigen Regelschulen gebildet werden. 

Auch Hör- und Sehbehinderte sollten so weit wie möglich an den allgemeinbildenden 
Schulen beschult werden. Dabei sollte eine enge Kooperation mit den landesweiten 
Förderzentren erfolgen. Bei vollblinden oder gehörlosen Kindern und Jugendlichen 
sollten Förderphasen in den entsprechenden landesweiten Zentren in die Beschulung 
integriert werden. 

Dort wo Schülerinnen und Schüler durch Schulbegleiter*innen unterstützt werden 
müssen, streben wir umfassende Poollösungen an. Die Zusammenarbeit von Lehrkräften, 
weiterem pädagogischen Personal und Sozialarbeiter*innen mit den 
Schulbegleiter*innen wollen wir gezielt unterstützen - durch zeitliche Kapazitäten der 
Schulbegleiter*innen z.B. für Teamgespräche und gemeinsame Weiterbildungen. 

Sozialarbeit an Schulen 

Der Landkreis hat in der letzten Wahlperiode und GRÜNER Beteiligung die Sozialarbeit 
an Schulen weiter ausgebaut. Mittlerweile verfügen alle Gesamtschulen und alle 
Förderschulen über Sozialarbeiter*innen, die vom Landkreis finanziert werden. Der 
Ausbau der Schulsozialarbeit an den Grundschulen wird weiter bis zum Vollausbau 
betrieben. Die Zusammenarbeit in multiprofessionellen Teams bestehend aus 
Lehrkräften, sog. UBUS-Kräften (Unterrichtsbegleitende Unterstützung durch 
sozialpädagogische Fachkräfte), Erzieher*innen und anderen an der Schule Tätigen ist 
essentiell. Wir wollen Schulen bei der Etablierung bzw. Stärkung dieser 
multiprofessionellen Zusammenarbeit aktiv unterstützen und begleiten. 

Schüler*innenbeförderung 

Das hessische Schülerticket ermöglicht allen Schüler*innen bis Klasse 10, landesweit 
kostenlos mit dem ÖPNV unterwegs zu sein. Dies ist ein deutlicher Schritt hin zur 
größeren und unkomplizierteren Mobilität für Kinder und Jugendliche. 

Der Schüler*innenverkehr soll auch weiterhin gute und schnelle Verbindungen für die 
Schüler*innen zur Verfügung stellen. Im Zuge der Einrichtung von Ganztagsschulen 
werden nachmittags zusätzliche Fahrten nötig. Teilweise können im Gegenzug Fahrten 
am Vormittag gestrichen werden.  

IT-Ausstattung an Schulen 

Wir wollen den Medienentwicklungsplan des Kreises weiterhin gemeinsam mit dem 
M@us-Zentrum konsequent umsetzen. Durch den Digitalpakt kann der Landkreis in den 
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kommenden Jahren alle Schulen mit LAN und WLAN vernetzen und alle Klassenräume 
mit Präsentationsmedien ausstatten. Danach muss die Ausstattung mit digitalen 
Endgeräten für alle Schüler*innen konsequent umgesetzt werden. Die Stellen für die 
Wartung der Schul-IT müssen im Zuge der Umsetzung des Medienentwicklungsplans 
stark aufgestockt werden, denn bei einem weiteren Ausbau der IT-Infrastruktur an den 
Schulen sind auch die entsprechenden Stellen für die Wartung der Geräte erforderlich.  

Alle Schulen sowie die Schüler*innen und Lehrer*innen im Landkreis haben Zugang zu 
IServ. Das ist ein Schulserver, der den Aufbau eines Schulnetzwerks inklusive eines 
datenschutzkonformen Webportals ermöglicht. Durch verschiedene Module haben 
Lehrer*innen die Möglichkeit, den Unterricht digital zu gestalten und gemeinsam mit den 
Schüler*innen Aufgaben zu bearbeiten oder an Videokonferenzen teilzunehmen. Wir 
wollen unsere Schulen bei der Erstellung eines individuellen 
Medienentwicklungskonzepts unterstützen und mit der entsprechenden Technik 
ausstatten, damit der digitale Unterricht dort, wo er benötigt wird, zum Standard werden 
kann.  

 

Schulbau 
Gleich gute Lernbedingungen für alle Schüler*innen: Dieses Ziel ist unsere Leitlinie, um 
zu entscheiden, welche Baumaßnahmen bei immer knappen Finanzmitteln zuerst 
erfolgen. Hier geht es darum, alle Schulen mit den erforderlichen Räumen auszustatten, 
um alle Unterrichtsstunden halten zu können, auch wenn die Schüler*innenzahlen 
wachsen.  

Wir wollen Inklusion durch Schulbau möglich machen. Alle Bauvorhaben wollen wir von 
vornherein inklusiv denken und planen. 

Alle Räume und ihre Einrichtung wollen wir auf Dauer in einem guten Zustand erhalten. 
Dazu braucht es eine gute finanzielle Ausstattung der Bauunterhaltung. 1,2% vom 
Wiederbeschaffungswert der Gebäude sollen dafür jedes Jahr eingeplant werden. 

Moderne Pädagogik ermöglichen 

Bei Neubaumaßnahmen und umfangreichen Sanierungen geht es uns darum, nicht die 
Pädagogik des 19. und 20. Jahrhunderts in Stein gemeißelt fortzusetzen, sondern neue 
Lernformen zu ermöglichen. Dazu gehören Differenzierungsräume und Lernlandschaften 
genauso wie bewegungsfreundliche Flure und Lernlabore. Wir wollen offen für die 
pädagogischen Ideen der Kollegien sein. 

Pilotprojekte pädagogisch aktiver Schulen wollen wir bevorzugt umsetzen. 

Ganztagsschule braucht Platz 

Ganztagsschulen müssen mit entsprechenden Räumen ausgestattet werden, sonst 
funktionieren sie nicht.  
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Deswegen wollen wir Mensen mit ausreichendem Platz und Küchen, die in großen 
Schulen das frische Kochen ermöglichen. Räume zum Spielen und für Bewegung sind 
genauso notwendig wie Klassenräume. Ruhe- und Entspannungsbereiche braucht jede 
Ganztagsschule. 

Schulen für den Klimaschutz - Solarprogramm 

Unsere Liegenschaften müssen in den nächsten Jahren auf einen energetisch 
hochwertigen Stand gebracht werden. Deswegen wollen wir alle Neubauten mindestens 
im Passivhausstandard errichten, Sanierungen sollen einen ähnlich hohen Standard 
erreichen, sofern das bautechnisch und wirtschaftlich sinnvoll ist. Alle Schulgebäude, die 
noch nicht ausreichend gedämmt sind, müssen in einer Prioritätenliste erfasst werden 
und gemäß dieser in den nächsten 15-20 Jahren abgearbeitet werden. Abgängige 
Heizungen wollen wir durch Anlagen ersetzen, die mit erneuerbaren Energien arbeiten. 

Alle unsere Schuldächer sollen mit Solaranlagen ausgestattet werden, deswegen fordern 
wir ausreichend Mittel für eine Solaroffensive auf unseren Schuldächern. 

Schulhöfe in Lebensraum umwandeln - Schulhofprogramm 

Kinder und Jugendliche verbringen heute viel mehr Zeit in der Schule, viele sind den 
ganzen Tag dort. Deswegen müssen Schulhöfe Bewegungsmöglichkeiten bieten, aber 
auch Verstecke und Plätze für Ruhe und ruhige Aktivitäten zu zweit oder in kleinen 
Gruppen. Natur erleben durch wilde Ecken und Blühstreifen muss möglich sein. Kinder, 
die sich nicht ausprobieren können, bleiben unsichere Menschen. Matsch, Sand und 
Abenteuer sollte es nicht nur in der Kita geben.  

Deswegen wollen wir alle Schulhöfe mit altersgerechten Spiel- und Sportmöglichkeiten 
ausstatten. Schulgärten oder Beete sind ein Ziel, ebenso Apfelbäume statt Koniferen. Eine 
gute Schulhofplanung gehört dazu. Nachdem in der letzten Wahlperiode von uns 
GRÜNEN ein Förderprogramm für Bewegungsmöglichkeiten auf dem Schulhof 
eingerichtet und die Stelle eines Außenanlagenplaners geschaffen wurde, wollen wir nun 
ein Schulhofprogramm auflegen, das jedes Jahr zusätzlich die Umwandlung eines großen 
und mehrerer kleiner Schulhöfe in Lebensräume ermöglicht. 

Planungsphase 0 

Grundsätzlich wollen wir, dass vor Beginn einer Planung durch den Architekten eine 
Planungsphase 0 mit der jeweiligen Schulgemeinde stattfindet; dafür ist Zeit und Geld 
einzuplanen. In dieser Phase, an der der Fachdienst Schule und der Fachdienst Bauen 
teilnehmen müssen, geht es darum, die Umsetzung der Pädagogik in eine Baumaßnahme 
zu besprechen. Die Schule teilt ihre Ideen vom Lernen mit und die Arbeitsgruppe setzt 
diese Ideen in ein Raumprogramm um. Analog dazu ist mit den Außenanlagen zu 
verfahren. Diese Planungsphase kann kurz sein und mit wenigen Menschen erfolgen, 
wenn es sich um eine kleine Maßnahme handelt. Sie kann aber auch viele Mitstreiter 
umfassen und sich bis zu einem Jahr hinziehen, wenn es um den kompletten Neubau oder 
die Sanierung einer großen Schule geht. 
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Viel haben wir erreicht, vieles haben wir noch vor 

Die beiden geplanten Neubauten an der „Bunten Schule“ in Lollar wollen wir umsetzen, 
um die fehlenden Räume zu schaffen und den Ganztag zukunftsfähig zu machen. 

Ebenfalls in Lollar, aber an der Clemens-Brentano-Europaschule, wollen wir das Haus D 
abreißen und einen Neubau für die Oberstufe errichten. Das alte Gebäude ist vom 
Raumzuschnitt nicht mehr zeitgemäß (alte Förderschule) sowie energetisch und baulich 
abgängig. Die Schulhofumgestaltung wollen wir gemeinsam mit den Schülerinnen und 
Schülern weiter fortsetzen. 

In Fernwald-Annerod wollen wir ebenfalls in einen zusätzlichen Neubau an der 
Grundschule investieren. Hier sind neue Klassenräume zu errichten, denn der Ortsteil 
wächst sehr schnell. In Fernwald-Steinbach reichen die Räumlichkeiten der Grundschule 
nicht aus, ein Ergänzungsbau soll die nötigen Räume für die Schule schaffen und die 
Barrierefreiheit durch die Integration eines Fahrstuhls ermöglichen. 

Die Gallusschule in Grünberg wollen wir ebenfalls durch einen Neubau ersetzen. Da die 
Zahl der Kinder mit den Förderbedarfen „Geistige Entwicklung“ und „Körperlich-
Motorische-Entwicklung“ weiter ansteigt und weiterhin viele Eltern deren Beschulung in 
einer Förderschule wünschen, ist es notwendig, auch für diese Kinder und Jugendlichen 
einen guten Lernort zu schaffen.  Die bestehende Gallusschule reicht weder räumlich aus, 
noch bietet sie entsprechende pädagogische Möglichkeiten. Der bauliche Zustand des 
Gebäudes ist ebenfalls nicht mehr lange zumutbar. Die Schule soll so errichtet werden, 
dass sie jederzeit auch von der benachbarten Theo-Koch-Schule(TKS) genutzt werden 
kann, wenn sie durch die Inklusion nicht mehr als Förderschule gebraucht wird. 

An der TKS in Grünberg soll die Küche so umgebaut werden, dass dort frisch gekocht 
werden kann. Weiterhin wollen wir die Umnutzung der Gebäude zu offenen 
Lernlandschaften vorantreiben.  

Die Turnhalle der TKS soll durch eine Dreifeldhalle ersetzt werden. Auch hier ist die 
Bausubstanz schlecht. Weiterhin fehlen Hallenzeiten wegen zunehmender 
Schüler*innenzahlen an der TKS und der Gallusschule. Auch die zunehmende Zahl an 
Schüler*innen im gebundenen Ganztag der TKS erfordert mehr Bewegungsraum. Das 
Sportstättenkonzept benennt ebenfalls ein Defizit an Hallenkapazitäten im Ostkreis, 
insbesondere in Grünberg. 

Die Gesamtschule Gleiberger Land in Wettenberg wollen wir in den kommenden zehn 
Jahren komplett sanieren. Dies wird viel Geld binden, ist aber notwendig, um diese Schule 
zukunftsfähig zu machen.  

Die Dietrich-Bonhoeffer-Schule in Lich soll ebenfalls eine neue Mensa erhalten, die 
Lehrküche soll saniert werden.  

In Heuchelheim wollen wir die Sanierung mit den Gebäuden 2 und 4 fortsetzen. 

Viele Grundschulen wollen wir durch kleinere Bauten erweitern, z.B. Langsdorf, Holzheim, 
Alten-Buseck und Stangenrod. 
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Kreisliegenschaften 
Der Landkreis betreibt neben den Schulen, die in Kapitel 7 ausführlich beschrieben 
werden, noch weitere Liegenschaften, die zum größeren Teil gemietet und zum weitaus 
kleineren Teil Eigentum des Kreises sind. Bei allen Entscheidungen ist uns wichtig, dass 
die Ämter und Behörden für alle Kreisbewohner*innen gut erreichbar sind. Deshalb sind 
wir für eine gut angebundene Kreisverwaltung ebenso wie für Außenstellen.  

Das Landratsamt 

Diese Liegenschaft ist ein Mietobjekt. In der kommenden Wahlperiode muss die 
Entscheidung fallen, ob der Kreis weiterhin mieten möchte oder ob er ein eigenes 
Landratsamt baut. Hier ist einerseits die Wirtschaftlichkeit zu betrachten, andererseits 
auch die Frage zu beleuchten, ob eine Großinvestition den sich dauernd ändernden 
Gegebenheiten dieser großen Liegenschaft entspricht. Wir wollen im Zweifelsfall eher 
Geld in unsere Schulen und Hallen investieren, als in repräsentative Verwaltungsgebäude. 

Das Gefahrenabwehrzentrum 

In naher Zukunft wird das neue gemeinsame Gefahrenabwehrzentrum für Stadt und 
Landkreis Gießen fertiggestellt. Es bietet neue und ausreichende Räumlichkeiten für die 
Berufsfeuerwehr Gießen, die Leitstelle des Landkreises und das neu zu schaffende 
feuerwehrtechnische Zentrum. Dieses bietet unter anderem die Möglichkeit, bestimmte 
logistische und Wartungsaufgaben der Feuerwehren der Kreiskommunen zu bündeln und 
durch dort tätige hauptamtliche Kräfte erledigen zu lassen. 

Die Kreisvolkshochschule 

Diese schöne Liegenschaft in Lich ist Eigentum des Landkreises und frisch saniert. Wir 
wollen, dass der Garten dieses Hauses für Lern- und Übungsgruppen erhalten wird und 
nicht an Investoren für den Wohnungsbau verkauft wird. 

Die KFZ-Zulassungsstellen 

Das Gebäude in Gießen gehört dem Landkreis, es wurde vor nicht allzu langer Zeit saniert. 
Die Außenstelle im Ostkreis ist gerade nach Grünberg umgezogen. Der Erhalt von 
Außenstellen in der Fläche ist uns wichtig, solange sie nicht vollständig durch IT-
Lösungen ersetzt oder die Aufgaben an die Gemeinden abgegeben werden können.  

Die Außenstelle des Jugendamtes 

Auch eine gemietete Immobilie in Grünberg, für sie gilt das Gleiche: Aufgaben des Kreises 
sollten auch für die Bewohner*innen des Ost- und Nordkreises in der Nähe erreichbar 
sein. Wir wollen sie erhalten. 

 

Fairer Landkreis Gießen 
Wir GRÜNE stehen für einen global gerechten Interessenausgleich, der allen Menschen 
ein lebenswürdiges Dasein, frei von Armut und Umweltverschmutzung, auf unserem 
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gemeinsamen Planeten ermöglicht. Denn nach wie vor leben weltweit über eine Milliarde 
Menschen am Rande des Existenzminimums, weswegen rund 30.000 Menschen täglich 
an den Folgen von Armut und Hunger sterben. Die Kommunen können mit ihrer Art der 
Beschaffung hier Einfluss nehmen: Steine ohne Kinderarbeit, Kaffee von Kleinbauern, Tee 
von Frauen-Kooperativen - es gibt viele Möglichkeiten. Wir GRÜNEN unterstützen nach 
Kräften die Beschaffung von fair gehandelten Produkten. 

 

Bauaufsicht 
Wir wünschen uns, dass der Landkreis seine Aufgabe im Bereich der Bauaufsicht verstärkt 
ressourcenschonend und klimarelevant ausrichtet. Deswegen soll durch qualifizierte 
Planer Folgendes angeboten werden: 

• die planungsrechtliche Beurteilung aller Bauanträge und sonstigen Gesuche 
innerhalb der Bauaufsichtsbehörde, 

• die planungsrechtliche Beratung der Landkreis-Kommunen bei der 
Vorabstimmung und Beurteilung von Bauvorhaben, insbesondere im unbeplanten 
Innenbereich (§ 34 BauGB), und bei der Bauleitplanung, 

• die Übernahme und Koordinierung planerischer Vorhaben des Landkreises mit 
Raumbezug/-auswirkungen (Flächenplanung/-koordinierung, Infrastruktur sowie 
im Verkehrsbereich) 
 

Kultur und Künste 
Für uns GRÜNE gehören Kultur und Künste zur öffentlichen Daseinsfürsorge. Wir 
verstehen ihre Förderung als kommunale Pflichtaufgabe. 

Wir vertreten ein weites und dynamisches Verständnis von Kultur. 

Kultur ist frei.  

Kultur ist innovativ und vielfältig. 

Kultur fördert nachhaltige Entwicklungen. 

Kultur ist Teil der Demokratie. 

Kultur wirkt identitätsstiftend und erneuernd. 

Kultur baut Brücken. 

Kultur überwindet Grenzen. 

Kultur ist ein gemeinsames Gut. 

Kulturelle Teilhabe ist ein Menschenrecht 

Kultur prägt die Identität und das Leben in unserem Landkreis. 
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Kulturelle Teilhabe kann uns allen einen neuen und anderen Blick auf die Welt 
ermöglichen. Kulturpolitik ist deshalb ein wichtiger Teil der Kommunalpolitik. Während 
und nach der Corona-Pandemie müssen wir besonders darauf achten, kulturelle und 
künstlerische Initiativen im ganzen Kreis zu bewahren und fortzuführen, und zwar gerade 
auch in den kleinen Orten. Der Entschluss des Kreistages Mittel aus der aufgelösten Regio 
Mit GmbH unbürokratisch für kulturelle Veranstaltungen im Landkreis auszuzahlen war 
ein guter Schritt. 

Barrierefreie Kultur – Kultur ist für alle da 

Unser Ziel ist es, allen Menschen den Zugang zu kulturellen Angeboten und kultureller 
Teilhabe zu ermöglichen. Dazu müssen sichtbare und unsichtbare Barrieren abgebaut 
werden. Wir wollen allen Menschen im Kreis ermöglichen, am kulturellen Leben 
teilzunehmen und teilzuhaben, also aktiv mitzugestalten. Veranstaltungsorte müssen 
barrierefrei erreichbar sein und das Recht auf Partizipation beim Zugang zu Künsten und 
Kultur umgesetzt werden. Kulturinitiativen und Vereinen wollen wir bei 
Umbaumaßnahmen zur Erreichung dieses Ziels finanziell unterstützen. 

Kultur gelingt nur zusammen 

Die Zusammenarbeit unter den Kulturinstitutionen, -vereinen, -gruppen sowie 
Kulturakteur*innen ist ein Motor für die Kulturszene und führt zu einer größeren 
Sichtbarkeit des Kulturangebots in unserer Region. Deshalb wollen wir Kooperationen 
der kulturellen Akteur*innen untereinander fördern und gemeinschaftliche Aktionen 
unterstützen. Neue, auch digitale Formate, die die Sichtbarkeit der Kunst- und 
Kulturszene erhöhen, sollen ausprobiert werden. 

Wir wollen die Kulturakteure aus dem Landkreis stärker miteinander vernetzen und 
wollen einen regelmäßigen Austausch auf Kreisebene als „Kulturforum“ initiieren.  

Kinder haben ein Recht auf Kultur und Künste 

Kinder und Jugendlichen haben nach der UN-Kinderrechtskonvention ein Recht auf 
Teilnahme am kulturellem und künstlerischem Leben. Für uns GRÜNE ist das ein 
unverhandelbarer Kernpunkt unserer Kulturpolitik. Wir wollen Initiativen auf diesem 
Gebiet weiterhin fördern und unterstützen. 

Der Austausch zwischen kulturellen Akteur*innen/der Kreativwirtschaft und anderen 
gesellschaftlichen Akteur*innen und Gruppen wollen wir verstärken. Insbesondere 
möchten wir das Kinder und Jugendliche noch stärker mit Kunst und Kultur in Berührung 
kommen und fördern die Zusammenarbeit von Schulen mit Künstler*innen. 

Stadttheater Gießen 

Ein Leuchtturm in der mittelhessischen Kulturlandschaft und ein wichtiger Arbeitgeber 
ist seit über hundert Jahren das Stadttheater, das wir weiter fördern und unterstützen 
wollen. Wir halten daher weiter am Theatervertrag zwischen dem Land Hessen, dem 
Landkreis und der Universitätsstadt Gießen fest. Wir stehen dafür, dass unser Stadttheater 
ein Dreispartenhaus mit philharmonischem Orchester bleibt. 
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Kinos 

Der Kinopreis des Landkreises, der ursprünglich von den GRUNEN initiiert wurde, werden 
wir fortführen. Die beiden Kinos in Lich und Grünberg wollen wir erhalten, hier muss der 
Kreis wenn nötig fördernd eingreifen.  

Musikschulen 

Die Musikschulen in Lich, Grünberg und Buseck werden wir in der bisherigen Höhe weiter 
fördern. Wir wollen, dass die musikalische und künstlerische Forderung einen hohen 
Stellenwert in der Nachmittagsbetreuung der Schulen erhält, damit auch Kinder, deren 
Eltern Musik- und Kunstschulen nicht bezahlen können, ein musisches oder anderes 
künstlerisches Angebot wahrnehmen können.  

Volkshochschule 

Wir wollen das kulturelle Angebot der Kreisvolkshochschule beibehalten. Wir wünschen 
uns immer noch eine engere Kooperation der Volkshochschulen in Stadt und Kreis 
Gießen. 

Öffentliche Bibliotheken 

Wir wollen die Schulbibliotheken des Landkreises auch weiterhin nach und nach zu 
modernen Mediatheken ausbauen. Jedes Kind soll an der Schule altersgerechte Medien 
in großer Auswahl vorfinden. Die Öffnungszeiten der Schulbibliotheken wollen wir durch 
finanzielle Unterstützung des Kreises verbessern. Öffentliche und Schulbibliotheken 
sollten intensiver miteinander kooperieren, um Öffnungszeiten zu verlängern und das 
Angebot an Medien zu vergrößern. 

Kulturlandschaft und Denkmalschutz 

Wir leben seit vielen hundert Jahren in einer u.a. durch die landwirtschaftliche und 
industrielle Tätigkeit – durch uns Menschen also – geformten Landschaft. Wir nennen 
sie „Kulturlandschaft“. Sie ist unverwechselbar und prägt unser Landschaftsbild und 
regionales Erleben. Wir sehen in unserer mittelhessischen Region die so typische 
abwechslungsreiche und reizvolle Umwelt aus vielen Wäldern und Bächen, Weiden und 
z.B. Streuobstwiesen. Zu unserer Kulturlandschaft gehören auch zahlreiche 
menschengemachte Elemente, wie die zahlreichen historischen Bau- und 
Bodendenkmäler. Hierzu zählen historische Gebäude, wie Kirchen und Burgen aber auch 
ganze, für die Region noch typische Ortskerne, Wasser- und Brückenbauwerke. Beim 
Wandern finden wir Hügelgräber und laufen auf vor hunderten von Jahren angelegten 
Hohlwegen. Auch Kleindenkmale wie Wegekreuze, Grenzsteine oder Galgen gehören als 
Teil unserer Kulturgeschichte in diese Kategorie. In der Summe prägen sie unser Bild von 
historischer Kulturlandschaft. Sie waren Teil der Lebenswirklichkeit, sie sind Teil unserer 
Identität. Denkmäler sind unser kulturelles Erbe, sie genießen daher zu Recht einen 
hohen ideellen Stellenwert in unserer Gesellschaft. Wir setzen uns ein für ihren Schutz 
und Erhalt. Wir halten den Denkmalschutz für unverzichtbar, nachhaltig und 
ressourcenschonend. Er stellt einen wichtigen Beitrag dar für eine gute Lebensqualität in 
der Region. Die von uns unterstützte Entwicklung und Förderung für einen nachhaltigen, 
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sogenannten sanften Tourismus, kann nur Hand in Hand mit dem Denkmalschutz 
durchgeführt werden. 

Nicht zuletzt generiert der aktive Denkmalschutz durch Vermeidung von Neubau und der 
Vermeidung von Versiegelung eine wichtige CO2-Einsparung. 

 

Sport und Bewegung 
Sport und Bewegung machen Spaß und haben eine hohe gesellschaftliche und 
gesundheitliche Bedeutung. Sportvereine und –verbände übernehmen in vielen 
Bereichen soziale Verantwortung und sind Orte der Begegnung, des Austauschs und des 
sportlichen Wettbewerbs. Der ehrenamtliche Einsatz im und außerhalb des organisierten 
Sports sind im wahrsten Sinne des Wortes unbezahlbar. Der Sport ist folgerichtig in der 
hessischen Verfassung verankert.  

Für uns GRÜNE gehören Sport und Bewegung zur öffentlichen Daseinsfürsorge. Wir sehen 
die Förderung von Sport und Bewegung als kommunale Pflichtaufgabe. 

Sport im Kreis Gießen 

Der organisierte Sport ist die größte Personenvereinigung in Deutschland. In Hessen ist 
ein Viertel der Bevölkerung, also über 2 Millionen Menschen in einem der ca. 7600 
Sportvereine engagiert. Auch im Kreis Gießen leisten die über 140 Sportvereine einen 
großen Beitrag zur Lebensqualität. Deshalb sind die Vereins- und 
Verbandsvertreter*innen, sowie der Sportkreis Gießen wichtige Ansprechpartner*innen 
für uns. Viele Menschen in Gießen sind darüber hinaus auch vereinsunabhängig sportlich 
unterwegs. Die vielen naturnahen Strecken und Flächen, der Schiffenberg und die Lahn 
laden zum Laufen, Radfahren, Rudern und weiteren sportlichen Aktivitäten im Freien ein. 
Wir GRÜNE sehen es als grundlegende Aufgabe an, Sport- und Bewegungsangebote im 
gesamten Kreisgebiet gemeinsam mit den Kommunen zu erhalten und weiter 
auszubauen.  

Sporträume 

Nicht alle Sportarten lassen sich draußen und auf allen Flächen realisieren. Der Erhalt 
der Sportflächen, das Schaffen neuer Flächen, sowie die ggf. anfallende (energetische) 
Sanierung von Sportstätten sehen wir als eine der Hauptaufgaben der Kommunen und 
des Kreises in den nächsten Jahren. Insbesondere die kreiseigenen Schulsporthallen 
wollen wir in den nächsten Jahren zukunftsfähig machen und sanieren, wo es 
wirtschaftlich sinnvoll ist und in anderen Fällen Neubauten prüfen, wie im Falle der TKS 
in Grünberg. Durch eine steigende Bevölkerungszahl wächst auch der Anteil junger 
Menschen und somit der Bedarf an Schulsportstunden in den Kreis-Turnhallen. Ebenso 
wachsen die Bedarfe bei den Vereinen durch neue Mitglieder. Hier wollen wir in 
Absprache mit den Kommunen in neue Sportstätten und Sportplätze investieren und 
dabei ggf. vorhandene Landes- und Bundesmittel zur Finanzierung mit heranziehen.  
Unsere Sportstätten müssen barrierefrei sein, für Sportler*innen genauso wie für 
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Zuschauer*innen. Vereine wollen wir darin unterstützen, sichtbare und unsichtbare 
Barrieren auf dem vereinseigenen Gelände und den eigenen Gebäuden abzubauen. 
Darüber hinaus werden wir uns für die Schaffung weiterer Sport- und 
Bewegungsangebote für Jugendliche, aber auch für Ältere, einsetzen. Hierzu gehört, dass 
auch diejenigen, die sich nicht vereinsgebunden bewegen wollen, ausreichende 
Möglichkeiten finden. Sport findet nicht nur in ausgewiesenen Sportstätten und 
Sporthallen statt. Wir möchten, dass die Stadtplanung immer die 
Bewegungsmöglichkeiten im öffentlichen Raum im Blick hat. So sollen auch z.B. Inliner 
und Skater genügend Möglichkeiten finden.   

Selbstverständlich bleibt mit uns GRÜNEN in Regierungsverantwortung die Nutzung der 
Sportstätten für ansässige Vereine weiterhin kostenfrei. Wir verstehen das als 
Sportförderung. 

Schwimmbäder 

Für uns GRÜNE sind der Erhalt und insbesondere die energetische Sanierung sowie der 
barrierefreie Ausbau der Schwimmbäder eine Herzensangelegenheit. Gemeinsam mit 
dem Land (Programm SWIM) und den Kommunen wollen wir erreichen, dass alle Bäder 
im Landkreis erhalten bleiben. Wie auch bei Sport- und Turnhallen stehen Aspekte der 
energetischen Nachhaltigkeit, sowie der Barrierefreiheit im Zentrum der neuen 
Maßnahmen. Gemeinsam mit den Sportvereinen und der DLRG wollen wir für jedes Kind 
im Landkreis eine Schwimmgrundausbildung auf dem Weg bringen. Wir GRÜNE sind der 
festen Überzeugung: alle Kinder sollen schwimmen lernen können. 

Sportentwicklungsplan 

Eine ganzheitliche, nachhaltige und effiziente Sportpolitik ist stets faktenbasiert. Wir 
begrüßen den Weg, den der Landkreis mit der Erstellung der Sportentwicklungsplanung 
eingeschlagen hat. Wir wollen weiterhin diesen Prozess transparent und im Dialog mit 
den Kommunen, dem Sportkreis, der Sportkommission sowie weiteren Vertreter*innen 
aus dem nicht vereinsgebundenen Sport führen.  

Sportkommission 

Wir sehen die Sportkommission als wichtigen Ort des institutionalisierten Austausches 
zwischen Politik, Verwaltung und Sportermöglichern. Diesen Austausch möchten wir 
weiter pflegen und weiter ausbauen. Wichtige sportpolitische Entscheidungen wollen wir 
mit sachkundigen Einwohner*innen gemeinsam vorbereiten. Wie bei der Besetzung 
anderer Gremien und Kommissionen möchten wir eine Quote einführen, die sicherstellt, 
dass Männer und Frauen gleichberechtigt vertreten sind. Außerdem sollen an der 
Sportkommission auch Vertreter*innen des nicht vereinsgebundenen Sports vollwertig 
teilhaben. 

Sportförderrichtlinie 

Für eine transparente und zeitgemäße strukturelle Förderung des Sports wollen wir 
GRÜNE in der nächsten Wahlperiode eine Sportförderrichtlinie verabschieden. Diesen 
Prozess wollen wir gemeinsam mit der Sportkommission gehen und die Belange, 
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Interessen, aber auch Rahmenbedingungen des Vereinssports und des nicht 
vereinsgebundenen und nichtkommerziellen Sports besprechen und berücksichtigen. 
Dabei wollen wir neben der Bezuschussung von Übungsleiter*innenbeträgen und 
Vergabe von Hallenzeiten auch inhaltlichen Punkten, wie der noch zu geringen 
Sichtbarkeit von Frauen und Mädchen im Sport, Jugendförderung und inklusiven 
Angeboten Rechnung tragen. Die klare Positionierung gegen demokratiefeindliche 
Bestrebungen sind ebenso Bestandteile wie die Sensibilisierung für LSBTIQ* Menschen 
im organisierten Sport. 

Ehrenamt 

Das Wertvollste, das Menschen spenden können, ist ihre Zeit. Für uns GRÜNE ist die 
Wertschätzung ehrenamtlichen Engagements, insbesondere auch im Sport, mehr als die 
Erwähnung in Sonntagsreden. Mit uns werden bestehende Wertschätzungsformate 
beibehalten und weiter ausgebaut. Engagement verstehen wir diverser und über die 
Übernahme eines Ehrenamtes hinaus.  

Sportvereine und der organisierte Sport 

Knapp 40% der Landkreis-Bevölkerung ist in einem Sportverein organisiert. Die 
Autonomie und die Integrität des Sports sind wesentliche Bestandsteile GRÜNER 
Sportpolitik. Somit werden wir auch weiterhin die heimischen Sportvereine unterstützen 
und weiter im Dialog mit dem Sportkreis und den heimischen Sportfachverbänden 
bleiben. 

Integration durch Sport 

Der Landkreis Gießen ist bunt. Der Sport ist es auch. Und der Landkreis ist reich. Reich an 
sozialen und kulturellen Herkünften. Beim Sport spielt die Hautfarbe, die Herkunft, das 
Geschlecht und der Aufenthaltsstatus keine Rolle. Der Sport und insbesondere der 
Sportverein baut als Ort der Begegnung und des Kennenlernens Vorurteile ab und trägt 
so zum sozialen Frieden bei. Mit uns werden wir weiterhin alle Vereine in ihrer sozial-
integrativen Arbeit unterstützen. Integration ist eine Querschnittsaufgabe, die sich durch 
viele Bereiche zieht. Deshalb wollen wir, dass der Sport an sämtlichen „runden Tischen“ 
zum Thema Integration mit einbezogen wird. Wir sind stolz auf unsere Stützpunktvereine 
in den Bundesprogrammen „Integration durch Sport“ und „Willkommen im Sport“ sowie 
weiterer Bundesprogramme. Wir bestärken Kommunen in der Absicht Mittel aus dem 
Landesprogramm Sport und Flüchtlinge zu beantragen und abzurufen. 
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SOZIALES UND DEMOKRATIE 
Soziales  
Wir GRÜNE wollen einen solidarischen Landkreis, in dem niemand zurückbleibt und alle 
Menschen am gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Deshalb setzen wir uns für 
Chancengerechtigkeit und ein starkes soziales Miteinander ein.  

Wie wichtig das Miteinander und damit auch die Verantwortung füreinander ist, hat uns 
die Corona-Krise in den vergangenen Monaten drastisch vor Augen geführt. Ebenso 
deutlich zeigt diese Krise, dass staatliche Institutionen und bürgerschaftliches 
Engagement Hand in Hand arbeiten müssen. Gelernt haben wir auch, dass kommunale 
Daseinsvorsorge eine höhere Priorität erhalten muss.  

Ein gerechter und sozialer Landkreis funktioniert erst dann, wenn er auch für seine 
schwächsten Mitglieder einsteht. Voraussetzungen hierfür sind Selbstverantwortung und 
Solidarität ebenso wie vitale staatliche Institutionen, eine funktionierende Sozialplanung 
sowie starke freie Träger und bürgerschaftliches Engagement.  

Wir wollen die freien Träger besonders bei der Akquise von Fördermöglichkeiten im 
gesamten sozialen Bereich unterstützen und werden die gut ausdifferenzierten 
bedarfsgerechten Angebote erhalten und weiterentwickeln.  

Arbeit 

Wir GRÜNE im Landkreis Gießen setzen uns für eine aktive, die örtlichen Gegebenheiten 
berücksichtigende Arbeitsmarktpolitik ein. Die Förderung von Ausbildung und Arbeit soll 
durch die richtige Auswahl der Arbeitsmarktinstrumente verbessert werden. Hierbei 
wollen wir eine regelhafte und enge Zusammenarbeit von Arbeitsagentur, Jobcenter und 
Jugendhilfe fördern. Die Wiederbelebung der AG Jugendberufshilfe ist ein erster Schritt. 
Ebenso unabdingbar ist in diesem Bereich die Zusammenarbeit von Stadt und Kreis 
Gießen. Die vergangenen Monate haben auf dem Arbeitsmarkt zu dramatischen 
Veränderungen geführt. Diese gilt es detailliert aufzuarbeiten und dann mit den 
notwendigen Instrumenten den regionalen Arbeitsmarkt zu stärken. Wir können uns 
heute noch nicht im Detail auf die einzelnen Maßnahmen festlegen, aber die Prämisse 
„Keine*r geht verloren“ gilt in jedem Fall. Keine der besonders betroffenen Gruppen, seien 
es in der Gastronomie Tätige, seien es Einzelselbstständige, seien es Langzeitarbeitslose 
oder Alleinerziehende, darf dabei unter den Tisch fallen. Allen ist die gleiche Beachtung 
zu schenken.  

Ehrenamt 

Wir wissen und haben jetzt erneut feststellen können, dass viele Menschen sich für die 
Gemeinschaft engagieren wollen. Es gibt auch vielfältigen Bedarf: Sei es für die 
Übernahme von Funktionen im Sport- oder Gesangverein, in der Flüchtlingsarbeit, als 
Vorleser*in und Geschichtenerzähler*in in den Kindergärten oder als Spielpartner*in und 
Gesellschafter*in im Altenheim, als Einkaufshelfer*innen in den vergangenen Monaten 
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oder bei Feuerwehr und Katastrophenschutz. Die Motivationen sind höchst 
unterschiedlich. Während manche Menschen ein dauerhaftes Engagement mit 
„familiärem“ Anschluss im Verein suchen, können sich andere nur die Übernahme einer 
genau definierten Aufgabe über einen gewissen Zeitraum vorstellen. Hier müssen 
Angebote und Nachfrage zusammengebracht werden. Deshalb setzen wir uns zum 
Beispiel für die weitere Förderung des Freiwilligenzentrums in Gießen ein. Hier findet 
zum einen die Vermittlung von Ehrenamtlichen an Vereine und Organisationen statt, zum 
anderen werden durch das Zentrum Schulungen und Fortbildungen für Ehrenamtliche 
und Vereine sowie Netzwerkarbeit organisiert.  

Auch die Kommunen haben gezeigt, dass sie diese Aufgabe ernst nehmen. Hier soll der 
Kreis unterstützen und koordinieren.  

Kinder und Jugendliche 

Unsere Kinder sind unsere Zukunft. In unserer Gesellschaft müssen wir die 
Rahmenbedingungen schaffen, die es ermöglichen, Erwerbsleben und Familiengründung 
in Einklang zu bringen und die Eltern in ihrer Erziehungsarbeit zu unterstützen. In den 
vergangenen Monaten haben wir gesehen, wie sehr unsere Gesellschaft auf 
funktionierende Betreuungseinrichtungen angewiesen ist. Jeder Betreuungsplatz 
finanziert sich durch die Berufstätigkeit der Eltern selbst!   

Jedes Kind hat aber auch das Recht auf Zeit mit den Eltern, ebenso wie Mütter und Väter 
das Recht darauf haben, gemeinsame Zeit mit den Kindern zu verbringen. Mehr Zeit für 
Kinder heißt deshalb, dass auch den Vätern die Möglichkeit eröffnet werden muss, ihre 
Erwerbsarbeit zu verringern, um in dieser Zeit Familien- und Hausarbeit leisten zu 
können. Familienfreundliche Personalpolitik muss in allen Unternehmen, auch beim 
Landkreis und seinen Gesellschaften als Arbeitgeber, Standard werden. Wir begrüßen den 
weiteren Ausbau von flexiblen Teilzeitarbeitsplätzen in allen Berufsgruppen.  

Kinder sind heute mehr denn je auf Lebensorte, Bewegungsräume und Bildungsangebote 
außerhalb der Kernfamilie angewiesen. Oft haben sie erst in Betreuungseinrichtungen 
die Möglichkeit, in Gruppen mit anderen Kindern erste soziale Kompetenzen aufzubauen. 
Dort müssen auch die Bedürfnisse der Kinder nach Geborgenheit, Platz zum Toben, 
Spielen und Lernen erfüllt werden.  

Mehr Zeit für Kinder 

Unsere Politik setzt hier Schwerpunkte: Wir wollen bedarfsgerechte Betreuungsangebote 
auch in Zukunft weiter ausbauen. Dies gilt besonders für Kinder unter 3 Jahren und für 
Grundschulkinder. Es ist unabdingbar, dass ein flächendeckendes Angebot an 
differenzierten Kinderbetreuungseinrichtungen zur Verfügung steht. Besonders für die 
Betreuung in den Randzeiten, am Wochenende und nachts kann der Bedarf durch die 
Tagespflegepersonen abgedeckt werden. Dafür trägt auch der Kreis als Träger der 
Jugendhilfe Verantwortung. Dieser Verantwortung kann der Kreis wesentlich besser 
gerecht werden, wenn das zentrale Anmeldesystem Web-Kita flächendeckend zur 
Verfügung steht. Die Entwicklung der Kinderbetreuungseinrichtungen zu 
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„Familienzentren“, in denen die Arbeit von Beratungsstellen, Familienbildung, 
Kindertagesstätten und Schulen vernetzt wird, wollen wir weiterhin fördern.   

Es sind alle Anstrengungen zu unternehmen, gute Konzepte frühkindlicher Bildung in 
Zusammenarbeit mit den Schulen umzusetzen.  

Wir unterstützen die Weiterentwicklung von integrativen Angeboten in den 
Kindertagesstätten, wollen mehr Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten für 
Erzieher*innen und Tagesmütter/-väter, vor allem Supervisionsangebote.  

In den Kinderbetreuungseinrichtungen gilt „Mehr Zeit für Kinder“. Der Landkreis als 
Jugendhilfeträger muss darauf achten, dass in den Kitas eine ausreichende personelle 
Besetzung gewährleistet ist. Dabei muss auch berücksichtigt werden, dass ausreichend 
Arbeitszeit für Team- und Elterngespräche, Koordination, Fortbildung und Supervision 
etc. zur Verfügung steht.  

Angesichts des eklatanten Fachkräftemangels im Bereich der pädagogischen Berufe 
wollen wir die Kommunen dabei unterstützen, duale Ausbildungsmöglichkeiten 
anzubieten.  

Ein weiterer Baustein ist für uns die Mitbestimmung von Eltern. Wir wollen 
flächendeckend trägerübergreifende Gesamtelternbeiräte initiieren und einen 
Kreiselternbeirat schaffen, damit die Meinung der Eltern und Familien mehr Gewicht 
erhält. Wir wollen die Satzung des Jugendamtes dahingehend ändern, dass Elternvertreter 
dort Sitz und Stimme erhalten. Dies gilt auch für den Fachausschuss 
Kindertagesbetreuung.  

Unterstützung von Familien   

Eltern brauchen zunehmend Unterstützung bei der Erziehung ihrer Kinder.  Präventive 
Hilfen wie die Angebote von “Hallo Welt” und „Runde Sache“ sind die richtige Antwort 
auf diese Probleme und müssen weiter ausgebaut werden. Damit werden weitere 
Bausteine der regionalen Frühprävention für die Stadt und den Landkreis Gießen 
umgesetzt. Erziehungsberatung, sozialpädagogische Familienhilfe und heilpädagogische 
Tagesgruppen müssen ebenfalls als Unterstützung für Familien ausreichend zur 
Verfügung stehen. Vor allem muss das Jugendamt bei der Unterstützung von Familien 
und in der Prävention gestärkt werden.  

Jugendhilfe   

Im Bereich der Jugendhilfe benötigen wir zunehmend differenzierte und integrierende 
Ansätze und erweiterte sozialpolitische Maßnahmen (z.B. Gemeinwesenarbeit, weiterer 
Ausbau der Sozialarbeit an Schulen). Hier ist die verstärkte Zusammenarbeit von 
Jugendhilfe, schulpsychologischem Dienst, Förderschulwesen, Eingliederungshilfe, 
beratenden Diensten und von freien Trägern auszubauen. Im Bereich der Evaluation von 
Jugendhilfemaßnahmen (qualifizierte Jugendhilfeplanung) sind wir in der letzten 
Wahlperiode erste Schritte gegangen und müssen daran weiterarbeiten. In diesem 
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Rahmen ist zu prüfen, ob zur Entlastung des Allgemeinen Sozialen Dienstes ein 
Kinderschutzteam gebildet werden kann.  

In der Jugendhilfe hat sich in den letzten Jahren eine intensive Zusammenarbeit von Stadt 
und Kreis Gießen etabliert. Die beiden Dezernate und die gut strukturierten Gremien der 
Jugendhilfe arbeiten in einzelnen Schwerpunkten eng zusammen und entwickeln 
gemeinsam Projekte weiter wie z.B. die Werbung und Unterstützung von Pflegefamilien 
und die Trennungs- und Scheidungsberatung. Diese Zusammenarbeit muss angesichts 
der engen Verflechtung der Stadt mit dem Landkreis erhalten bzw. in enger Abstimmung 
mit den freien Trägern weiter ausgebaut werden.  

Mädchenarbeit/Jungenarbeit 

Nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz sind für die öffentliche Jugendhilfe geeignete 
Maßnahmen vorzusehen, um die Benachteiligungen für Mädchen abzubauen und die 
Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen zu fördern. Durch geschlechtsspezifische 
Angebote des Jugendbildungswerkes erhalten Mädchen und Jungen die Möglichkeit 
geändertes Rollenverhalten zu trainieren und zu festigen.  

Wir wollen diese spezifische Mädchen-/Jungenarbeit durch Jugendamt, 
Jugendbildungswerk und freie Träger weiter ausbauen. 

Partizipation von Kindern und Jugendlichen  

Wenn aus Kindern und Jugendlichen aktive, engagierte und politisch denkende Menschen 
werden sollen, ist eine Basis dafür Erfahrung mit demokratischer Beteiligung von klein 
auf. Bei der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen geht es um gemeinsames Handeln, 
Planen und Mitentscheiden im Alltag. Hierzu hat der Landkreis in der letzten Wahlperiode 
ein Grundsatzpapier verabschiedet, das es jetzt zusammen mit den Kommunen 
umzusetzen gilt.  

Jugendhilfeeinrichtungen  

Mit dem Anerkennen der hessischen Rahmenvereinbarungen hat der Landkreis eine gute 
Grundlage für die Gestaltung der Einzelvereinbarungen mit den jeweiligen freien Trägern 
der Jugendhilfe. Wir legen besonderen Wert auf Präventions- und Partizipationskonzepte 
der einzelnen Einrichtungen sowie deren Überprüfung durch die Heimaufsicht im 
Zusammenhang mit bestehenden, aber auch neu zu verhandelnden 
Leistungsvereinbarungen.  

Kinderschutz und Gewaltprävention  

Seit Jahren unterstützt der Landkreis Gießen Regeleinrichtungen wie Schulen und Kitas 
sowie Fachkräfte in den Jugendhilfeeinrichtungen bei der Erfüllung ihres Schutzauftrages 
vor allem durch regelmäßige Fortbildungen und Hilfe bei der Qualitätsentwicklung.    

Daneben setzen wir uns für die Installation und Überprüfung von 
Gewaltpräventionskonzepten im Rahmen der Ausgestaltung von 
Leistungsvereinbarungen mit Jugendhilfeeinrichtungen ein und wollen unser 



 
47 

 

Frühpräventionskonzept durch den Einsatz von qualifizierten Sozialpädagoginnen, die die 
Arbeit der ehrenamtlichen Hallo-Welt-Botschafterinnen ergänzen, weiter ausbauen.  

Inklusiv und solidarisch – gemeinsam sind wir stark  

Unser Ziel ist eine Gesellschaft, in der es keine Barrieren gibt und in der jede/r die 
bestmöglichen Entwicklungschancen bekommt.  

Dies beginnt bei der Geburt (gute Hebammenversorgung und Geburtshilfe) geht über 
Erziehung, Bildung und Ausbildung (Recht auf Elternassistenz für Eltern mit 
Einschränkungen, gelebte Inklusion in Kitas und Schule), die Teilhabe am Arbeitsleben 
(durch fließende Übergänge zwischen erstem und zweitem Arbeitsmarkt und Werkstätten 
für Menschen mit Einschränkungen) und die Teilhabe am kulturellen und sozialen Leben 
bis hin zur guten Pflege, möglichst in vertrauter Umgebung, im Alter.   

Menschen mit Behinderung haben es immer noch schwer, die sich überall befindenden 
Hindernisse zu überwinden und in einer auf Erfolg eingestellten Gesellschaft die ihnen 
gebührende Anerkennung zu erhalten. Behinderung darf nicht dazu führen, dass 
Menschen in ihrer selbstbestimmten Lebensführung beschnitten werden.  

Das neue Bundesteilhabegesetz und das Ausführungsgesetz des Landes Hessen regeln 
die Verantwortlichkeiten zwischen kommunaler Ebene und Landeswohlfahrtsverband 
neu. Hier gilt es in Zukunft durch enge Kooperation von Stadt und Kreis Gießen und dem 
Landeswohlfahrtsverband bessere und individuellere Angebote für Menschen mit 
Behinderung zu schaffen.  

Umfassende Selbstbestimmung zu ermöglichen, ist Aufgabe von Politik und einer 
verantwortungsvollen Sozialraumplanung im weitesten Sinne.  

Wir treten ein für   

• den Aufbau eines Modellprojektes für begleitete Elternschaft (Clearingeinrichtung) 
und Ausbau von Unterstützersystemen für begleitete Elternschaft 

• den Ausbau der Frühförderstelle zu einem Beratungs- und Unterstützungsangebot 
bis zum Ende der Grundschulzeit 

• den Ausbau von Kompetenz in der Verwaltung für die Beratung von Eltern und 
Kindern mit Einschränkungen 

• die inklusive Sozialraumplanung gemeinsam mit allen Trägern der 
Eingliederungshilfe in Stadt und Kreis Gießen. 

Selbstverständlich ist für uns auch, dass wir uns für den Abbau von Barrieren in unserer 
Verwaltung einsetzen, z.B. durch Anschreiben in leichter Sprache, das Angebot eine*r 
Gebärdendolmetscher*in, aber auch durch die Bereitstellung von Arbeitsplätzen für 
Menschen mit Behinderungen.  

Alte Menschen 

Höhere Lebenserwartung, bessere Bildung und größere Mobilität haben alle Menschen 
verändert. Allerdings werden in Zukunft immer weniger versorgende Familienstrukturen 
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vorhanden sein, was die Gesellschaft vor neue Herausforderungen stellt. Alte Menschen 
wollen und sollen solange wie möglich selbstbestimmt in ihrer gewohnten Umgebung 
leben und am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können. Die Selbstbestimmung jedes 
einzelnen Menschen über seine Wohnsituation und – falls notwendig – seine Betreuung 
muss immer gewahrt werden und Maßstab aller Angebote sein.  

Wir wollen im Rahmen einer umfassenden inklusiven Sozialraumplanung auch einen 
Altenhilfeplan erarbeiten, der Handlungsempfehlungen für die künftige Entwicklung von 
Angeboten in diesem Bereich aufzeigt.  

Dazu gehören aus unserer Sicht: 

• die Unterstützung für die Bildung von Altenwohngemeinschaften 
• die Förderung des barrierefreien Um- und Ausbaus von Wohnungen 
• die Förderung von generationenübergreifendem Wohnen 
• die Förderung von Angeboten, die es alten Menschen erleichtern, am kulturellen 

und sozialen Leben im Kreis Gießen teilzunehmen 
• die Verbesserung des ÖPNV-Angebotes 
• die Unterstützung von Projekten, die eine Verbesserung der Beziehung zwischen 

jungen und alten Menschen zum Ziel haben 
• die Förderung praktischer Nachbarschaftshilfe und die Unterstützung von 

Selbsthilfe-Netzwerken 
• ein ausreichendes und vernetztes Angebot an Tagespflege- und 

Kurzzeitpflegeeinrichtungen wie auch Maßnahmen zur ambulanten 
Rehabilitation. 

• Angebote für Demenzerkrankte und 
• Entlastung und Unterstützung für pflegende Angehörige. 

Wir GRÜNE treten für eine nutzungsorientierte Ausgestaltung der Pflege ein, die von den 
Bedürfnissen der Menschen ausgeht. Physische, psychische, pädagogische und soziale 
Aspekte müssen in die Versorgung und Pflege der Bedürftigen und in die Unterstützung 
der pflegenden Angehörigen einfließen. 

Deshalb wollen wir im Landkreis Gießen die bestehenden Angebote der Beratungs- und 
Koordinierungsstelle für ältere und pflegebedürftige Menschen (Beko) und des 
Pflegestützpunktes erweitern. Ziel ist es, ein niedrigschwelliges Beratungsangebot im 
Netzwerk mit Hausärzten, Beratungsstellen, Pflegeeinrichtungen u.ä. für ältere Menschen 
und deren Angehörige sicherzustellen. (siehe Gesundheitskonzept für den Landkreis)  

 

Gesundheit  
Gesundheit ist ein kostbares Gut, welches es zu erhalten und zu schützen gilt. Gerade in 
der Corona-Krise haben wir feststellen können, welche Bedeutung eine öffentliche 
Gesundheitsversorgung, seien es Krankenhäuser, Hausärzte/Hausarztpraxen oder 
Gesundheitsämter, hat. Im Landkreis Gießen müssen wir besonders dringend die 
personelle Ausstattung unseres Gesundheitsamtes verbessern. Stipendien für angehende 



 
49 

 

Ärzt*innen können ebenso hilfreich sein wie eine verbesserte Gehaltsstruktur und eine 
angemessene Ausstattung. Wir müssen die Erfahrungen aus der Krise auswerten und für 
die Zukunft daraus Lehren ziehen.  

Gesundheitsvorsorge im Landkreis Gießen  

Der Kreis soll durch die in seiner Verantwortung liegenden Einrichtungen ein Augenmerk 
auf die Bedeutung der Gesundheitsvorsorge richten. Dazu gehört ganz wesentlich der 
Aufbau einer Gesundheitsberichterstattung, um die Basis für die Planung von 
Präventions- und Gesundheitsförderungsstrategien zu entwickeln. Die Arbeit der Lokalen 
Gesundheitskonferenz hat sich bewährt und muss ausgebaut werden.    

Wichtig sind für uns GRÜNE auch die weitere Unterstützung der im Kreis tätigen 
Selbsthilfegruppen, eine weitergehende Unterstützung der Hebammen im Landkreis, ein 
besseres Beratungsangebot für eine gesundheitsfördernde Lebensweise schon ab dem 
Kindergartenalter, die Förderung eigenständiger Mobilität von Kindern und Jugendlichen 
z.B. durch sichere Schulwege und ein gutes Radroutennetz, die Einrichtung eines 
Schulsanitätsdienstes an jeder weiterführenden Schule.  

Gesundheitsvorsorge gelingt dann am besten, wenn die Zusammenarbeit mit anderen 
Beteiligten wie z.B. Jugend- und Sozialamt, Schulen, Kommunen selbstverständlich wird 
und alle Akteure an einem Strang ziehen.   

Psychiatrische Versorgung im Landkreis Gießen  

Durch das Bundesteilhabegesetz haben sich die Verantwortlichkeiten für die 
Versorgungsstrukturen geändert. Wir stehen nun gemeinsam mit dem 
Landeswohlfahrtsverband und der Stadt Gießen in der Pflicht, den Betroffenen ein 
ausreichendes Maß an Hilfs-, Wohn- und Beratungsangeboten im Rahmen einer 
inklusiven Sozialraumplanung zur Verfügung zu stellen. Hierbei soll die wohnortnahe, 
ambulante Versorgung einer stationären Unterbringung vorgezogen werden, sofern nicht 
andere Gründe dagegensprechen.  

Vor allem die Bedürfnisse der psychisch kranken Menschen und deren Angehörigen sind 
dabei zu berücksichtigen. 

Suchtprävention im Landkreis Gießen  

Viele Menschen in unserer Gesellschaft sind suchtkrank. Unabhängig davon, ob es sich 
um legale oder illegale Suchtmittel oder auch Medien- und Spielsucht handelt, benötigen 
sie unsere Hilfe.  

Während es sich bei Alkohol- und Medikamentenabhängigen um gesellschaftlich 
weitgehend tolerierte Abhängige bzw. kranke Menschen handelt, sind die Abhängigen 
von sogenannten illegalen Drogen stigmatisiert.   

Wir setzen uns daher einerseits für eine Entkriminalisierung in der Drogenpolitik ein. 
Andererseits fordern wir, dass die Prävention und die Hilfe für alle Süchtigen ausgebaut 
werden. Insbesondere dem Bereich Mediensucht wird noch viel zu wenig Beachtung 
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geschenkt. Wir wollen, dass der Landkreis Gießen die vorhandenen Beratungs- und 
Kontaktmöglichkeiten (z.B. die Jugend- und Drogenberatungsstelle, die psychosoziale 
Kontakt- und Beratungsstelle Laubach) ausreichend fördert, weitergehende ergänzende 
Einrichtungen geschaffen werden sowie noch mehr Beratung in Schulen, Jugendzentren 
und Elternkreisen angeboten wird.   

Ärztliche Versorgung auf dem Land  

Durch die Zentralisierung auf die großen Städte entsteht in den Ortschaften ein 
Infrastrukturdefizit. Zukünftig und bereits heute bestehen die wachsenden 
Herausforderungen im Bereich der Gesundheits- und Pflegeversorgung.  

Bis zum Jahr 2030 werden im Kreis Gießen etwa 60% der Hausärzt*innen ausscheiden. 
Wenn diese Praxen nicht übernommen werden, führt das früher oder später zu 
Versorgungs- und Betreuungsproblemen. Auch für die fachärztliche Versorgung drohen 
Defizite, vor allem bei Kinderärzt*innen, Gynäkolog*innen und 
Nervenärzt*innen/Psychotherapeut*innen.  

Die bereits bestehende Gesundheitsversorgung muss daher besser vernetzt und 
gebündelt werden. Als sinnvoll betrachten wir Gesundheitszentren, im Idealfall unter 
Einbeziehung ortsansässiger Ärzt*innen, der Apotheke, sowie eine Vernetzung der 
Sozialstationen und weiteren Gesundheitsversorgern. Ein gelungenes Beispiel ist das 
Medzentrum Lumdatal. Auch die Möglichkeiten der Digitalisierung im Gesundheitswesen 
können Chancen bieten, die medizinische Versorgung auf dem Land zu verbessern. Hier 
muss der Kreis als Berater und Koordinator Unterstützung anbieten.  

Ein großes Problem stellt nach wie vor die Versorgung der Bürgerinnen und Bürger in 
Stadt und Landkreis Gießen außerhalb der Sprechzeiten der Hausärztinnen und Hausärzte 
dar. Wir GRÜNE fordern daher die Aufrechterhaltung der ärztlichen Versorgung außerhalb 
der normalen Öffnungszeiten. Die Versorgung von Kranken außerhalb der Sprechzeiten 
der Hausärzt*innen wird durch den Ärztlichen Bereitschaftsdienst (ÄBD) sichergestellt. 
Die Kassenärztliche Vereinigung Hessen hat den Ärztlichen Bereitschaftsdienst in den 
letzten Jahren reformiert. Dabei wurden hessenweit zahlreiche Standorte geschlossen 
und damit die Fahrzeiten in eine Praxis sowie die Wartezeit für einen Hausbesuch 
erheblich verlängert. Die Erreichbarkeit der Bereitschaft über Telefon hat sich 
verschlechtert, minutenlange Wartezeiten sorgen für einen gefährlichen Zeitverzug, bis 
unter Umständen lebensrettende Maßnahmen getroffen werden. Wir Grüne fordern hier 
zum einen Verbesserungen auch in der telefonischen Erreichbarkeit, und zum anderen 
den flexiblen Einsatz auch von digitalen Möglichkeiten, um die Versorgung von 
Patientinnen zu jeder Tageszeit sicherzustellen. 

 

Rettungsdienst und Gefahrenabwehr 
In den letzten Jahren sind die Zahlen der Rettungsdiensteinsätze und Krankentransporte 
kontinuierlich angestiegen. Um die Hilfsfristen einhalten zu können, werden derzeit in 
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Langgöns und Gießen zwei neue Rettungswachen gebaut, eine weitere ist in Planung, 
und die Vorhaltung der Fahrzeuge fortlaufend angepasst. 

Auch die Einsatzzahlen der ehrenamtlich tätigen Unterstützungskomponente 
Rettungsdienst, die bei hohem Einsatzaufkommen und größeren Einsätzen alarmiert wird, 
sind in den letzten Jahren deutlich gestiegen. 

Um diesen Umständen zu begegnen, werden wir den Rettungsdienstbereichsplan 
fortschreiben, die Regelvorhaltung erhöhen und die Hilfsorganisationen bei der 
Personalgewinnung unterstützen. 

Leitstelle 

Die gestiegenen Einsatzzahlen im Rettungsdienst führen auch in der Leitstelle zu einem 
steigenden Personalbedarf, dem wir mit zusätzlichen Planstellen und einer Aufwertung 
der Ausbildung zum Einsatzsachbearbeiter begegnen. Mit den umliegenden Landkreisen 
und der Technischen Hochschule Mittelhessen bestehen verschiedene erfolgreiche 
Kooperationen und Pilotprojekte, etwa bei der Anmeldung/Durchführung von 
Intensivtransporten und in der Telemedizin, um die Patientenversorgung zu optimieren. 
Diese Zusammenarbeit soll zum Wohle der Patienten fortgesetzt und um weitere 
Pilotprojekte erweitert werden. 

Fahrzeugkonzept und interkommunale Zusammenarbeit 

2013 wurde erstmals ein kreisweites Feuerwehr-Fahrzeugkonzept beschlossen. Darin 
wurden für Fahrzeuge mit überörtlichen Aufgaben zentrale Standorte und eine 
Umlagefinanzierung durch alle Kreisgemeinden festgelegt.  

Dieses Fahrzeugkonzept und die gemeinsame Ausschreibung/Beschaffung von 
Einsatzmaterial im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit haben sich bewährt. 
Wir halten daher an diesen Konzepten fest und wollen das Fahrzeugkonzept sowie den 
Bedarfs-und Entwicklungsplan des Landkreises bedarfsgerecht fortschreiben. Wo es 
möglich ist, wollen wir Fördermittel des Landes Hessen für interkommunale 
Zusammenarbeit in Anspruch nehmen. 

Ehrenamt 

Die Arbeit bei Feuerwehr, bei den Hilfsorganisationen und im Katastrophenschutz wäre 
ohne das ehrenamtliche Engagement vieler Mitbürgerinnen und Mitbürger überhaupt 
nicht leistbar. Gemeinsam mit den Vereinen, Verbänden und Institutionen wollen wir in 
den nächsten Jahren prüfen, wie wir die Menschen dahinter weiter motivieren und uns 
bedanken können.  

 

Geschlechtergerechtigkeit 
Wir treten für eine Gesellschaft ein, in der von der Quotenregelung nicht mehr die Rede 
sein muss, für eine Gesellschaft, in der die Verantwortung und soziale Zuständigkeit für 
alle Menschen zwischen Männern und Frauen gerecht verteilt ist, und in der Frauen und 
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Männer gleichermaßen in wichtigen Entscheidungspositionen in Politik und Wirtschaft 
sitzen. Wir wollen die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Familie gleichermaßen für 
Frauen und Männer erreichen und ein Rollenverständnis, in dem Männer genauso wie 
Frauen Care-Arbeit verantwortlich übernehmen. Auf dem Weg dorthin wollen wir die 
Kreisverwaltung geschlechtergerechter gestalten durch: 

• Einrichtung eines Stufenplans für ein breiter angelegtes Gendermainstreaming in 
der Kreisverwaltung; dazu gehört ein geschlechterbewusste Aus- und 
Weiterbildung von kommunalen Akteur*innen  

• Sichtbarmachung und Berücksichtigung unterschiedlicher Betroffenheiten, 
Bedarfe und Interessen von Frauen und Männern in Projekt- und 
Planungsverfahren. 

• erste Schritte für ein Genderbudgeting. 
• Sicherstellung einer geschlechtersensiblen Sprache in eigenen Dokumenten nach 

innen und außen. 
• Weiterentwicklung des Frauenförderplans in der Kreisverwaltung. 
• Maßnahmen, die eine gerechte Aufteilung der Care-Arbeit unterstützen; hierzu 

gehören flexible Teil- und Gleitzeit-Modelle, Homeoffice, etc. 
• Ausschreibung für Preise für vorbildliche Arbeitgeber*innen. 
• Verbesserung von Aufstiegschancen von Frauen innerhalb der Betriebe und 

Behörden. 

Frauenpolitik 

Ein besonderes Anliegen ist für uns, dass Frauenpolitik im Landkreis Gießen wieder 
öffentlich sichtbar wird. Während es vor einigen Jahren einen öffentlich tagenden 
Kreistagsausschuss für Frauenpolitik gab, findet Frauenpolitik derzeit in der 
nichtöffentlichen Frauenkommission statt. So wünschenswert es ist, nicht nur innerhalb 
der Fraktionen und Kreistagsabgeordneten zu diskutieren, sondern auch Fachfrauen mit 
einzubinden, so bedauerlich ist die Tatsache der fehlenden Außenwirkung.  

Wir setzen uns für einen Beirat für Frauenpolitik ein, der öffentlich tagt und dem neben 
den Fachpolitiker*innen auch sachkundige Bürger*innen angehören. 

Ebenso notwendig ist auch eine gute finanzielle und personelle Ausstattung der Frauen- 
und Gleichberechtigungsbeauftragten, die auch die Durchführung von 
öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen wie Podiumsdiskussionen ermöglicht und eine 
gute Vernetzung innerhalb, aber auch außerhalb des Landkreises sicherstellt. 

Wir streben eine Gesellschaft an, in der Einrichtungen wie „Wildwasser“ oder 
„Unvergesslich weiblich“ und Frauenhäuser nicht mehr gebraucht werden, in der Gewalt 
gegen Frauen und Kinder keine Rolle mehr spielt und das Zuhause für alle ein wirklich 
sicherer Hafen ist. Dafür werden wir kämpfen und arbeiten. 

 

 

 



 
53 

 

Gewalt gegen Frauen und Kinder   

In den letzten 25 Jahren ist das Thema Gewalt gegen Frauen und Kinder dank der 
Aufklärungsarbeit der in Frauenhäusern, Notrufgruppen, Wildwasser- und anderen 
Beratungsstellen Tätigen aus der Tabuzone in die Öffentlichkeit geholt worden.    

Wir setzen uns dafür ein, dass 

• die Frauenhäuser, das Notruftelefon, die Beratungsstellen von Wildwasser und 
Kinderschutzbund sowie das Beratungsangebot für sexuell übergriffige Jungen 
und Mädchen (LIEBIGneun) bedarfsgerecht gefördert werden, weil deren Arbeit 
unverzichtbar ist. 

• der Landkreis Gießen sich an der Mädchenzuflucht der Stadt Gießen beteiligt und 
ein ähnliches Angebot für Jungen eingerichtet wird. 

• der Landkreis Gießen in der Ausgestaltung seiner Leistungsvereinbarungen mit 
Jugendhilfeeinrichtungen und Kindertageseinrichtungen ein besonderes 
Augenmerk auf die Installation und Überprüfung von 
Gewaltpräventionskonzepten legt. 

Reproduktive Rechte von Frauen sicherstellen 

Für uns GRÜNE im Landkreis Gießen ist es von besonderer Bedeutung, dass die 
Möglichkeit eines sicheren Schwangerschaftsabbruchs für alle ungewollt Schwangeren 
im Kreisgebiet erhalten bleibt und zukünftig verbessert wird. 

Es kann nicht sein, dass Schwangere, wie in einigen Regionen der Republik, 100 Kilometer 
oder mehr zu einer Beratungsstelle oder einer Praxis fahren müssen, um eine ungewollte 
Schwangerschaft im legalen Zeitrahmen beenden zu können. 

Wir GRÜNE stellen uns daher vehement einer Ausdünnung der Ärzt*innenschaft, die bereit 
ist, Abbrüche vorzunehmen, entgegen, die ihre Ursachen u.a. in mangelnder ärztlicher 
Ausbildung und einer Kriminalisierung von Abtreibungen vornehmenden Ärzt*innen hat. 
Wir werden alle Anstrengungen unternehmen, um den Zugang zu einem neutralen 
Beratungsangebot und der ärztlichen Versorgung ungewollt Schwangerer 
sicherzustellen. 

Wir wenden uns zudem gegen jeden Versuch von radikalen Abtreibungsgegner*innen, 
Schwangere einzuschüchtern oder den Gang zur Beratungsstelle zu erschweren. Neutrale 
Beratungsstellen und Ärzt*innen sowie Schwangere, die dort Unterstützung suchen, 
müssen den Schutz zuständiger Behörden genießen. 

Sozialzentrum für Stadt und Kreis Gießen 

Die Innenstädte wandeln sich, der Bedarf an Büroräumen und Verkaufsflächen nimmt ab. 
Dadurch drohen Innenstädte zu veröden. In Gießen gibt es in den letzten Jahren etliche 
Zwischennutzungsmöglichkeiten für vor allem kulturelle Initiativen. In der Diskussion ist 
auch ein Kulturgewerbehof am derzeitigen Standort der Berufsfeuerwehr. 
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Gleichzeitig suchen Vereine und Verbände, die im sozialen Sektor tätig sind, günstige 
Büroräume, die barrierefrei und in sichtbarer Innenstadtlage gut zu erreichen sind. 

Es bietet sich für Stadt und Kreis an, hier Möglichkeiten zu günstigen Konditionen zu 
schaffen, denn durch Bürogemeinschaften können auch Synergieeffekte – z.B. durch 
gemeinsame Nutzung von Besprechungsräumen, Teeküchen, Medienausstattung etc. - 
erzielt werden. Kulturelle Nutzung und Raum für Soziales muss dabei nicht im 
Widerspruch stehen, sondern kann auch neben- und miteinander existieren. 

 

Flucht und Integration 
Menschen, die vor Krieg oder Verfolgung fliehen, brauchen Schutz. Wir GRÜNE helfen 
Menschen in Not und bekennen uns klar zum Grundrecht auf Asyl. Für Menschen, die nicht 
fliehen müssen, sondern aus freien Stücken zu uns kommen wollen, brauchen wir ein 
Einwanderungsgesetz auf Bundesebene, das legale und faire Möglichkeiten schafft. Für 
die große Aufgabe der Integration gilt: Politik muss die Voraussetzungen dafür schaffen, 
also Sprachkurse, Arbeit, Wohnungen und Schulen. Das Band, das eine Gesellschaft der 
Vielfalt zusammenhält, ist unser Grundgesetz und seine Grundwerte. Wir stehen für eine 
offene Gesellschaft der Einheit und Vielfalt. 

Flucht 

Das Asylrecht ist ein Individualrecht. Jeder Antrag muss individuell geprüft und 
beschieden werden. Flüchtlinge haben einen Anspruch auf faire und rechtsstaatliche 
Asylverfahren. 

Mit uns GRÜNEN hat der Landkreis Gießen sich bereit erklärt, die Potsdamer Erklärung zu 
unterzeichnen und ist dem Bündnis „Sicherer Hafen“ beigetreten. Hier wird die 
Bereitschaft bekundet, aus Seenot gerettete Flüchtlinge aufzunehmen, über den 
festgelegten Zuweisungsrahmen für die Kommunen hinaus. Neben vielen Kommunen 
haben auch einige Länder, unter anderem Hessen eigene Aufnahmeprogramme auf den 
Weg gebracht. Da Asylverfahren jedoch in der Zuständigkeit des Bundesinnenministers 
liegen, wurden bislang keiner dieser Angebote zur Aufnahme von Geflüchteten durch das 
Bundesinnenministerium genehmigt. Wie hochriskant es ist, ein Flüchtling zu sein und 
wie die Not von Schleppern ausgebeutet wird, haben wir im Flüchtlingslager von Moria 
in Griechenland gesehen. Wir GRÜNE stehen für Solidarität in Europa, in Deutschland und 
dem Landkreis. Wir stehen für eine Politik, die sich an den Grundrechten und 
Menschenrechten orientiert.   

Gleichzeitig sehen wir die sogenannten „Freiwilligen Reiserückkehrberatungen“ vom 
BAMF in der Praxis höchst kritisch. Viele Flüchtlinge wissen nicht um die Freiwilligkeit 
und befürchten Nachteile im Falle einer Nichtteilnahme.  

Wenn die Menschen bei uns sind, benötigen sie vielfältige Unterstützung ab dem ersten 
Tag, damit sie möglichst schnell ein Leben in Würde und Sicherheit führen können. Daher 
befürworten wir   
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• unabhängige und kostenlose Informationen und/oder Rechtsberatung, wie sie von 
der Diakonie, der Refugee Law Clinic und anderen unabhängigen Stellen 
angeboten wird.   

• die Ausweitung und den Fokus auf die Beratung von LSBTTI*-Flüchtlingen  
• die Koordination und Unterstützung der Ehrenamtlichen. 
• die Vermittlung von geeignetem Wohnraum für Flüchtlinge, die aus den 

Gemeinschaftsunterkünften ausziehen. 
• die sozialverträgliche dezentrale Unterbringung in möglichst kleinen 

Wohneinheiten als Gemeinschaftsunterkünfte. 
• die Förderung und den bedarfsgerechten Ausbau von Integrationsmaßnahmen. 
• die Sprachförderung vom ersten Tag an und unterstützen auch in diesem Bereich 

ehrenamtliches Engagement. 
• dass die Sozialarbeit ausgeweitet wird. 
• eine menschenrechtsbasierte Auslegung gesetzlicher Vorschriften durch die 

Ausländerbehörden 

Integration 

GRÜNE Integrationspolitik sorgt für ein gutes und friedliches Zusammenleben in einer 
vielfältigen Gesellschaft. Integration ist kein Selbstläufer, sie ist anstrengend und schafft 
auch Probleme, über die wir offen reden müssen. Aufgabe der Politik ist es, dafür 
Voraussetzungen zu schaffen: ausreichender Zugang zu Arbeit, bezahlbare Wohnungen, 
Schulen mit ausreichend Lehrerinnen und Lehrer für alle.  

Wir GRÜNE 

• begrüßen ausdrücklich das eigenständige Dezernat für Integration im Landkreis 
Gießen und wollen es in den nächsten Jahren weiter ausbauen.  

• stehen zu unserem Ausländerbeirat. Solange sich aus den Communities Menschen 
zur Wahl stellen und Verantwortung übernehmen wollen, steht eine 
Integrationskommission für uns nicht zur Debatte. 

• wollen weiterhin gut und konstruktiv mit dem Kreisausländerbeirat 
zusammenarbeiten 

• wollen die Kommunikationskanäle zu den Geflüchteten weiter ausbauen.  
• wollen die Aufstockung von finanziellen Ressourcen für eine 

Antidiskriminierungsstelle. 
• weiterhin Begegnungsfelder schaffen, indem wir Akteure vernetzen und 

unterstützen, die im Kreis in der Integrationsarbeit tätig sind. 
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Rechtsextremismus und -populismus  
#saytheirnames 

Gökhan Gültekin, Sedat Gürbüz, Said Nessar Hashemi, Mercedes K., Hamza Kurtović, Vili 
Viorel Păun, Gabriele Rathjen, Fatih Saraçoğlu, Ferhat Unvar und Kaloyan Velkov. 

Wir GRÜNE wollen uns an die Opfer erinnern und nicht an die Täter. Es ist gut, wenn wir 
so auf Angriffe auf unsere Grundwerte und Gewaltverbrechen reagieren. So helfen wir bei 
der Trauer und demotivieren mögliche Nachahmungstäter. 

2020 wurden in Hanau, unweit von Gießen, 10 Menschen kaltblütig ermordet. Der Grund 
lag einzig in ihrer realen oder vermeintlichen Migrationsgeschichte.  

Den Taten gehen jedoch viele Worte voraus. Wir erleben sowohl in der digitalen als auch 
in der realen Welt eine zunehmende Radikalisierung der Sprache. Durch den 
gleichzeitigen Rückgang an Orten der Begegnung und des Austausches, sowie den Verlust 
an Teilen der Diskussionskultur werden aus extremistischen Denkansätzen schnell 
geschlossene Weltbilder mit klaren Freund-Feind-Bildern.  

Wenn dann den Gedanken und Worten Taten folgen, bleiben wir fassungslos zurück. Ein 
Teil der Gesellschaft trägt offen ihre Wut auf Andersdenkende, den Hass und die Hetze 
auf die Straße und in die Parlamente. In außerparlamentarischen Zusammenschlüssen, 
wie den Reichsbürgern, den Gelbwesten und der immer wieder in Erscheinung tretenden 
Identitären Bewegung wird unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung angegriffen. 
Die schrecklichen rechtsextremen Taten folgen fast immer rechtspopulistischen Worten. 

Wir GRÜNE stellen uns diesen extremistischen Erscheinungsformen, sowie allen weiteren 
Erscheinungsformen der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit mit aller Kraft und 
überall entgegen und fordern - wo auch immer der Extremismus Fuß fassen will - eine 
klare und eindeutige Haltung für eine freie und offene Gesellschaft.  

Wir begrüßen, dass der Landkreis bereits aktiv ist. Im Rahmen der Jugendförderung des 
Landkreises soll rechtsextremen Tendenzen aktiv entgegengewirkt werden. 
Schwerpunkte sind zum einen das Erkennen (Monitoring) von extremistischen 
Erscheinungsformen, zum anderen das Auf- und Durchbrechen von 
Radikalisierungsketten, in denen ein geschlossenes und fremdenfeindliches Weltbild sich 
verfestigt. 

Das haben wir bisher erreicht und wollen wir weiter fördern: 

• die Aufklärungsarbeit, insbesondere an Schulen durch Schulungen von 
Multiplikator*innen 

• Durchführung von Veranstaltungen 
• Den Weg zur „Schule mit Courage/Schule gegen Rassismus“ 
• das Angebot von Fach- und Vernetzungstagungen 
• das Beratungs- und Monitoringangebot der Jugendförderung 
• die präventiven Angebote des Jugendbildungswerks 
• die Weiterführung der Studie „Rechte Strukturen im Landkreis“ 
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• Klares Bekennen der Politik, wie z.B. das hessische Plädoyer für ein solidarisches 
Miteinander oder als Reaktion auf die Ermordung des Kasseler 
Regierungspräsidenten Walter Lübcke einstimmig eine Entschließung gegen 
Rechtsextremismus, rechte Gewalt sowie Hass und Hetze im Netz. 

Das wollen wir zusätzlich noch erreichen: 

• Verstärkte Bildungsangebote im Bereich interkulturelle Kompetenzen auch in der 
Erwachsenenbildung, z.B. in der KVHS. 

• Erstellung eines Maßnahmenkatalogs unter den Gesichtspunkten Prävention, 
Intervention und Sanktion in enger Absprache mit dem bereits bestehenden 
Netzwerk, sowie weiteren Institutionen und Behörden. 

• Stärkeres Fortbildungsangebot im Bereich Rechtspopulismus, sowie HateSpeech. 
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WIRTSCHAFT UND FINANZEN     
Wirtschaft  
Wir wollen GRÜNER wirtschaften für eine lebenswerte Zukunft. Das ist nötig, um unsere 
Lebensgrundlagen zu erhalten und es bringt Jobs, Wohlstand und wirtschaftliche Chancen 
für die Zukunft. Die GRÜNEN sind die treibende Kraft für die ökologische Modernisierung. 

Um dem Klimawandel zu begegnen, brauchen wir einen ökologischen Umbau der 
Wirtschaft, der Wachstum und Ressourcenverbrauch entkoppelt, sowie Energie- und 
Ressourceneffizienz weiter steigert.  

Wir wollen eine innovative Wirtschaft, in der Unternehmen mit Kreativität und 
Ideenreichtum unser Leben aller einfacher machen und in der sich die beste Idee, nicht 
die stärkste Lobby, durchsetzt. 

Energie- und Ressourceneffizienz sind schon heute und erst recht in Zukunft 
wettbewerbsentscheidend. Unternehmen, die sich heute den ökologischen 
Herausforderungen stellen, werden auch morgen erfolgreich wirtschaften. Hierfür wollen 
wir die notwendigen kommunalpolitischen Rahmenbedingungen schaffen. 

Der Landkreis Gießen bietet außerordentlich gute Ausgangsbedingungen als 
Wirtschaftsstandort. Er hat 

• eine hervorragende Verkehrsinfrastruktur und -anbindung in nächster 
Nachbarschaft zum Rhein-Main-Gebiet im Zentrum Deutschlands 

• mit der Justus-Liebig-Universität und der Technischen Hochschule Mittelhessen 
seine Stärken auch in der Forschung und Wissenschaft 

• eine stetig zunehmende Zahl an High-Tech-Unternehmen im Produktions- und 
Dienstleistungsbereich 

• eine für Tourismus und Naherholung attraktive Mischung aus Kultur und 
Landschaft.  

Wir wollen den Landkreis als grüne Wirtschafts- und Wissensregion weiterentwickeln. 
Viele Unternehmen vor Ort bieten gute Lösungen für ressourcenschonende industrielle 
Prozesse und Gebäudetechnik oder auch für Müllaufbereitung und Recycling an. Auch die 
Universität sowie die Technische Hochschule sind in diesen Feldern tätig. Beispielsweise 
bildet die Universität Umweltwissenschaftler*innen aus und die THM unterhält das 
Kompetenzzentrum Energie- und Umweltsystemtechnik. 

Im Energiebeirat des Landkreises wird das Know-How und der Austausch zwischen den 
einzelnen Akteuren auch ins öffentlich-politische Bewusstsein gebracht. Die 
Zusammenarbeit der genannten Unternehmen und Institutionen wollen wir weiter 
vertiefen. 

Der Fokus für eine GRÜNE Wirtschafts- und Wissensregion liegt nicht nur auf der 
Energiewende, sondern auch auf weiteren Betätigungsfeldern, die bei der Begrenzung 
und Bewältigung des Klimawandels helfen. 
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Durch die Corona-Pandemie sind für den Kreis Gießen wichtige Branchen wie der Handel, 
die Gastronomie und die Kulturwirtschaft in eine akute Krise geraten.  

Die öffentliche Hand muss gerade auch für diese Unternehmen ein verlässlicher Partner 
sein. Akute Liquiditätshilfen sind wichtig. Sie müssen aber in den kommenden Jahren 
durch eine stetige Politik der Investitionsförderung abgelöst werden. Ziel der 
Wirtschaftspolitik muss es sein, sinnvolle Investitionen zu ermöglichen, die die Zukunft 
gerade auch der heute in Not geratenen Branchen sichern. 

Breitbandausbau 

Die flächendeckende Versorgung mit leistungsfähigen Breitbandnetzen zum schnellen 
Austausch von Informationen und Wissen ist und bleibt ein wichtiger Standortfaktor für 
Wirtschaft, Bürger*innen und moderne Verwaltung.     

Dazu hat der Landkreis Gießen gemeinsam mit einigen Kommunen sowie zwei privaten 
Firmen die „Breitband Gießen GmbH“ gegründet. Dadurch ist es gelungen, den 
Breitbandausbau im Landkreis Gießen beschleunigt voran zu bringen. Wir setzen uns 
dafür ein, dass auch die immer noch vorhandenen Lücken in den Orten und den Schulen 
geschlossen werden. 

 

GRÜNE Finanzpolitik   
In den letzten zehn Jahren haben wir GRÜNE aktiv und verantwortungsvoll mitgestaltet, 
die finanzielle Situation des Landkreises stabilisiert und Defizite abgebaut.   

Das grundsätzliche Ziel GRÜNER Finanzpolitik ist und bleibt ein ausgeglichener 
kommunaler Haushalt. Gleichzeitig zeigt der unbefriedigende Zustand vieler 
Schulgebäude und Kreisstraßen exemplarisch, dass für die Erhaltung der öffentlichen 
Infrastruktur weit mehr Mittel eingesetzt werden müssen als bisher. Zudem muss der 
Landkreis neuen Anforderungen gerecht werden. Deswegen möchten wir, dass gerade 
jetzt in einer historischen Niedrigzinsphase deutlich mehr in die kreiseigenen 
Liegenschaften investiert wird. Beispiele dafür sind neue Schulen in Staufenberg und 
Pohlheim, die Sanierung der Kreisberufsschule (Willy-Brandt-Schule), der Neubau der 
Gallusschule in Grünberg, bauliche Voraussetzungen für die Ganztagsbetreuung an vielen 
Schulen, dringend benötigte Radwege und das neue gemeinsame 
Gefahrenabwehrzentrum mit der Stadt Gießen. Dazu wollen wir insbesondere im Bereich 
Schulen und energetische Sanierung die Investitionsprogramme des Landes und des 
Bundes nutzen. Es ist selbstverständlich, dass bei allen Investitionsvorhaben des Kreises 
auch die Folgekosten berücksichtigt werden müssen.   

Der kommunale Finanzausgleich ist neu geordnet worden. Das neue System orientiert 
sich am kommunalen Bedarf und eröffnet so die Chance eines Neuanfangs entsprechend 
der heutigen Anforderungen. Im bedarfsorientierten Finanzausgleich wird künftig das 
Land das Risiko der im Konjunkturverlauf schwankenden Steuereinnahmen tragen. 
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Die veränderten Rahmenbedingungen werden jedoch nicht ausreichen, die Kreisfinanzen 
dauerhaft auf eine solide Grundlage zu stellen. Nach wie vor bestehen hohe Ausgaben 
für soziale Leistungen, die unabweislich sind, sowie für zentrale Einrichtungen im 
Bildungsbereich (Schulen).   

Wir wollen, dass der Kreis sich als Akteur, Moderator und Unterstützer versteht, damit 
bisherige Aktivitäten zur interkommunalen Zusammenarbeit z.B. in den Bereichen IT-
Sicherheit, Personalwesen und Brandschutz fortgesetzt und ergänzt werden.   

Bei allem Spardruck gilt jedoch: Eine nachhaltige Finanzpolitik bedeutet nicht, am 
falschen Ende zu sparen. Einen Abbau zentraler sozialer Projekte mit präventivem 
Charakter wird es mit uns nicht geben. Einsparungen dort würden zu weitaus höheren 
Folgekosten führen und vor allem unserer grundsätzlichen Vorstellung von sozialer 
Verantwortung widersprechen. Wir werden die energetische Sanierung der Schulgebäude 
im Kreis fortsetzen. Sie verringern die Belastung unserer Umwelt und schaffen eine 
bessere Lernumgebung für unsere Kinder. GRÜNE Finanzpolitik ist ökologisch und 
ökonomisch nachhaltig. Investitionen im Bereich der regenerativen Energien und der 
Gebäudedämmung führen zu einer nachhaltigen Entlastung des Haushalts.  
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